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Hafer gegen Roggen. 


Der neue Reichswirtſchaftsminiſter Robert 
Schmidt, der als Bannerträger gegen die Wiſſellſche 
Planwirtſchaft in ſein Amt gekommen iſt, hat als 
gleichzeitiger Ernährungsminiſter den Anfang mit 
dem Abbau der Zwangswirtſchaft gemacht, in⸗ 
dem er den Handel mit Hafer freigab. Der Er⸗ 
folg war eine Steigerung auf 1100—1200 M. 
pro Tonne gegenüber dem bis dahin geltenden 
geſetzlichen Preis von 400 M. Vorübergehend 
war dann ſpäter eine Preisſenkung auf etwa 900 
bis 1000 M. zu verzeichnen. Die übrige Getreide⸗ 
wirtſchaft blieb weiter öffentlich und bei der 
Reichsgetreideſtelle konzentriert. Für Roggen 
bedeutete das die Beibehaltung des geſetzlichen 
Normal⸗ und Höchſtpreiſes von 400 M. Nun 
hat ſich infolge der ungünſtigen Witterung, aber 
auch wohl durch den Landarbeiterſtreik im all⸗ 
gemeinen die Einbringung der Ernte verzögert. 
Im Zuſammenhang damit wäre die Anlieferung 
von Brotgetreide an die Reichsgetreideſtelle ſo⸗ 
wieſo diesmal verſpätet und langſamer erfolgt. 
Aber es war begreiflich, daß auch die ſtarke 
Preisdifferenz zwiſchen dem wirtſchaftlich freien 
Hafer und dem in die Zwangswirtſchaft ge⸗ 
bundenen Roggen die Landwirte nicht gerade 
anſpornte, das Brotgetreide ſchnell zu dreſchen 
und abzuliefern. Denn die Unkoſten der Land⸗ 
wirte ſind enorm geſtiegen, und abgeſehen von 
dem Wunſch, die großen Gewinne aus Hafer 
einzubringen, haben ſie naturgemäß das Be⸗ 
ſtreben, die teuere Ware zunächſt zu verkaufen, 
um für die Bezahlung ihrer Unkoſten mehr Geld 
flüſſig zumachen. Die Regierung hat nun die Sorge, 
daß wegen mangelnder Belieferung der Reichs⸗ 
getreideſtelle die geſamte Getreideverteilung ins 
Stocken geraten und damit die Brotverſorgung 
der Bevölkerung gefährdet werden könne. In⸗ 
folgedeſſen hat ſie — obwohl das Syſtem ſchon 
früher bekämpft worden iſt — Lieferungs⸗ 
prämien für Roggen ausgeſchrieben. Sie ge⸗ 
währt für die Ablieferung bis zum 30. Sep⸗ 
tember einen Aufſchlag von 150 M. pro Tonne 
und für die Lieferung zwiſchen dem 30. Sep⸗ 


tember und dem 15. Oktober einen Aufſchlag 
von 75 M. Sie glaubte damit, die Bauern 
zum früheren Ausdreſchen des Roggens anzu⸗ 
reizen. Der Sicherheit wegen erließ ſie aber gleich⸗ 
zeitig ein Haferdruſch⸗ und Transportverbot bis 
zum 15. Oktober. Der Erfolg dieſer Maßnahme 
beſtand zunächſt darin, daß die Haferpreiſe wieder 
auf beinahe 1200 M. für die Tonne empor⸗ 
ſchnellten. Die Differenz zwiſchen dieſem Hafer⸗ 
preis und dem höchſtprämiierten Roggenpreis 
von 550 M. iſt mithin ſo groß, daß nicht bloß 
da Anreiz zum Druſch und zur Ablieferung von 
Roggen fortfällt, ſondern im Gegenteil die Loung 
für den Bauern jetzt beſonders ſtark iſt, ent⸗ 
gegen dem Verbot weiter Hafer zu dreſchen 
und ihn an den Handel abzuliefern. 

Dieſe Zuſtände auf dem Getreidemarkt 
haben von neuem in den Zeitungen und Fach⸗ 
zeitſchriften zu heftigen Auseinanderſetzungen 
über die Berechtigung des freien Handels und 
die Notwendigkeit oder Schädlichkeit der Zwangs⸗ 
wirtſchaft geführt. Das Merkwürdige dabei iſt 
nur, daß gerade die Blätter derjenigen Richtungen, 
die im allgemeinen nicht warm genug die Not⸗ 
wendigkeit des feſſelloſen Handels und der freien 
Wirtſchaft verteidigen können, jetzt plötzlich über 
diejenigen herfallen, die das Prinzip der freien 
Wirtſchaft auch auf die Erzeugung und den Ver⸗ 
trieb von Ackerbauprodukten ausgedehnt wiſſen 
wollen. Es ſind merkwürdige Fronten, die ſich 
da gebildet haben: In den Handelsteilen der 
demokratiſchen und freihändleriſchen Blätter wird 
erklärt, daß die jetzigen Zuſtände nur gebeſſert 
werden können, wenn nicht bloß der Hafer von 
den Feſſeln des Zwanges befreit, ſondern dem 
Handel auch für Brotgetreide Freiheit gegeben 
wird. Dieſem Fähnlein der Konſequenten haben 
ſich die Landwirte, ihre Intereſſenvertretungen 
und die ihnen naheſtehenden Zeitungen zugejellt, 
Im gegneriſchen Lager ſteht neben den So⸗ 
zialiſten ein Teil jener politiſchen Redaktionen, 
die noch vor kurzem gegen die Wiſſellſche Plan⸗ 
wirtſchaft ſich ereiferten und deren Handels⸗ 
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redaktionskollegen noch jetzt für freien Handel in 
Leder und Getreide kämpfen. Es zeigt ſich eben 
nach wie vor, daß in Deutſchland jede wirt⸗ 
ſchaftliche Frage nach parteipolitiſchen Schlag⸗ 
worten entſchieden wird, und daß es manche 
Leute noch immer nicht als unlogiſch empfinden, 
Landwirt und Induſtriellen in puncto Handels⸗ 
freiheit und Zollſchutz mit verſchiedenen Maßen 
zu meſſen. 


Wenn man zunächſt nur die Verhältniſſe 
auf dem Getreidemarkt in Betracht zieht, ſo er⸗ 
kennt man bald, daß Logik und Recht nur auf der 
Seite der konſequenten Extremen beider wirt⸗ 
ſchaftspolitiſchen Richtungen ſtehen. Es iſt natür⸗ 
lich offenbarer Unſinn, für die Bewirtſchaftung 
des Hafers andere Prinzipien zu verfolgen als für 
die Bewirtſchaftung des Brotgetreides. Entweder 
gibt man alle Getreidearten frei oder man ſtellt 
alle in öffentliche Bewirtſchaftung. Ein Drittes 
kann es nicht geben, wenn ſich nicht Zuſtände 
herausſtellen ſollen wie die augenblicklichen. 
Der Abbau der Zwangswirtſchaft kann nur ſo 
erfolgen, daß von der Aenderung immer ſämt⸗ 
liche kommunizierenden Warengruppen gleicher⸗ 
maßen betroffen werden. Sonſt macht die Re⸗ 
gierung beim Abbau genau die gleichen Fehler 
wie beim Anbau der Zwangswirtſchaft, und ſie 
ſchafft Unordnung ſtatt Ordnung. Die grund⸗ 
ſätzliche Auseinanderſetzung über die verſchiede⸗ 
nen Wirtſchaftsformen wird aber nicht bloß 
durch die Parteidogmen und den immer weiter 
ſich fortſchleppenden Haß der linksſtehenden 
Parteien gegen alles Agrariſche, ſondern auch 
durch die Unklarheit der Problemſtellung er⸗ 
ſchwert Der Kampf gegen die Wiſſellſche Plan⸗ 
wirtſchaft iſt geführt worden unter der Deviſe: 
„Tod dem Zwang!“ Und es iſt dann daraus die 
Alternative geformt worden: „Zwangswirtſchaft 
oder freie Wirtſchaft?“ Das gibt von vorn⸗ 
herein ein ganz ſchiefes Bild. Die Zwangs⸗ 
wirtſchaft will überhaupt niemand erhalten. 
Die ſogenannte Zwangswirtſchaft, wie ſie der 
Krieg geſchaffen hat, war von Anfang an ein 
Unding Denn dieſer Zwang negierte voll⸗ 
kommen den lebendigen Organismus der Wirt⸗ 
ſchaft, verkannte die Triebkräfte alles Wirt⸗ 
ſchaftens, war lediglich darauf gerichtet, das 
Vorhandene zu erfaſſen und zu verteilen und 
nicht darauf bedacht, die Produktion anzuregen 
und zu vergrößern. Der Zwang in dieſer Kriegs- 
wirtſchaft war verbunden mit willkürlicher Preis⸗ 
ſetzung und diktiert von den Aengſtlichkeiten poli⸗ 
tiſcher Demagogie Daher kam es, daß die deutſche 
Kriegswirtſchaft einen grundſätzlichen Unterſchied 
zwiſchen induſtrieller und agrariſcher Preispolitik 
machte. In der Induſtrie wurden den Er⸗ 
zeugern die höchſten Preiſe bezahlt und den 
Arbeitern die höchſten Löhne zugebilligt. Ob⸗ 
wohl nun durch die induſtrielle Lohnpolitik die 
Landlöhne automatiſch ſteigen mußten, hielt 
man die Getreidepreiſe abſurd niedrig und legte 
ſie unverrückbar feſt. Anſtatt auch hier die Er⸗ 


zeugung unter gleichzeitiger Sicherſtellung des 
Bedarfs für die unbemittelte Bevölkerung durch 
vernünftige Preiſe anzureizen, war man ledig⸗ 
lich darauf bedacht, nicht nur dem Volke billiges 
Brot zu liefern, ſondern auch dem Großgrund⸗ 
beſitzer und Bauern auf Reick skoſten keine 
Preisdifferenzen zu zahlen, weil ſonſt das Ge⸗ 
ſchrei wegen Liebesgaben an die Landwirtſchaft 
zu einem willkommenen Agitationsmittel hätte 
werden können. 


Dieſes Verfahren war ſchon während des 
Krieges politiſch falſch und volkswirtſchaftlich 
abſurd. Aber wenn man ſchon die Anregung der 
Produktivität in den Kriegszeiten vernachläſſigte, 
ſo mußte man doch wenigſtens nach Friedens⸗ 
ſchluß mit dieſem Prinzip brechen. Allmählich 
wurde es doch höchſte Zeit, mit der möglichſt 
ſchnellen Aufforſtung der geſchwundenen land⸗ 
wirtſchaftlichen Produktion wieder zu beginnen. 
Aber das Verfahren, das man jetzt wieder ein⸗ 
ſchlägt, um den Roggen rechtzeitig in die Vor⸗ 
ratskammern der Reichsgetreideſtelle zu locken, 
beweiſt deutlicher als irgend etwas, daß man 
immer noch an den alten Irrtümern feſthält Wenn 
man mit den Lieferungsprämien für Roggen 
einen Erfolg erzielen wollte, ſo hätte man aus 
der Haferfreigabe die Konſequenz ziehen müſſen, 
die Roggenprämie mindeſtens annähernd ſo hoch 
zu ſetzen, wie die Differenz zwiſchen freiem 
Handelspreis und Roggenzwangspreis aus⸗ 
machte. Man kann auf die Dauer die natürliche 
Wirkung von Preisdifferenzen nicht ausſchalten. 
Und man mußte ſich ſagen, daß in freier Hafer⸗ 
wirtſchaft ſchon um deswillen der Preis für Hafer 
erheblich in die Höhe gehen würde, weil infolge 
der ſchlechten deutſchen Valuta bei niedrigem 
Preiſe der Anreiz zu ausländiſchen Schmuggel⸗ 
käufen gegeben war. Ein Anreiz, der angeſichts 
der im Oſten und Weſten Deutſchlands ſehr 
unſicheren Mengen übrigeus auch für öffentlich 
bewirtſchaftete Getreideſorten beſteht. Nun iſt 
es richtig, daß es wahrſcheinlich peinliches Auf⸗ 
ſehen erregt haben würde, wenn der Reichskaſſe 
dieſe großen Differenzen zur Laſt geſchrieben 
worden wären. Aber darin zeigt ſich ja eben 
der ganze Widerſinn dieſer Methoden. Es iſt 
allenfalls vegreiflich, daß im Kriege aus politiſch 
demagogiſchen Erwägungen dem Volke beſonders 
billiges Brot geboten werden mußten. Damals 
war zudem Deutſchland im Zuſtande völliger 
Abgeſchloſſenheit gegenüber dem Auslande. Der 
niedrige Höchſtpreis barg zwar die Gefahr einer 
Lähmung der Produktion in ſich. Aber es war 
doch wenigſtens in der Kriegsnotwendigkeit und 
in der völligen Iſolierung des Reiches logiſch 
begründet. Aber augenblicklich findet zwar kein 
Handel von Land zu Land ſtatt. Doch beſteht 
natürlich eine gewiſſe Kommunikation zwiſchen 
dem Weltmarkt und dem deutſchen Markt Und 
weshalb der deutſche Bürger augenblicklich ſein 
Brot ſo weit, wie im Krieg unter dem Welt⸗ 
marktpreis bezahlen ſoll, iſt um ſo unerfind⸗ 
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licher, als die notwendige Preisſteigerung des 
Brotes noch immer weit hinter den Preis⸗ 
ſteigerungen zurückbleiben würde, die für die 
meiſten anderen Waren bewilligt werden müſſen. 
Im Kriege mag neben der Verteilung auch 
die Verbilligung notwendig geweſen ſein. Jetzt 
ift die gerechte Verteilung des Vorhandenen 
immer noch notwendig, aber ſie hat mit der 
Preisfrage an ſich gar nichts mehr zu tun, und 
es iſt geradezu grotesk, daß die Kämpfer gegen 
den angeblichen Zwang der Planwirtſchaft hin⸗ 
ſichtlich der Ackerbauprodukte als Verteidiger der 
alten und völlig überlebten, ja von vornherein 
nie gerechtfertigt geweſenen Zwangswirtſchaft 
auftreten 

Die Verfechter der Planwirtſchaft denken 
gar nicht daran, für den Zwang zu kämpfen, ſie 
ſtellen der freien Wirtſchaft vielmehr die orga⸗ 
niſierte Wirtſchaft entgegen. Organiſation aber 
ift nicht Zwang, ſondern organiſche Ausge⸗ 
ſtaltung. Die organiſierte Wiriſchaft ermöglicht 
zunächſt die gleichen Prinzipien für Induſtrie 
wie für Landwirtſchaft anzuwenden. Sie ſieht 
in der Verteilung erſt das zweite Stadium der 
D:ganifation, deren erſtes Stadium der Aufbau 
der Produktion bilden muß. Bei dem Aufbau 
der Produktion der Getreidewirtſchaft aber muß zu⸗ 
nächſt unterſucht werden, ob der augenblickliche 
Preis noch genügt, um die durchſchnittlich notwen⸗ 
dige Rentabilität zu gewähren. Dabei darf aber 
nicht bloß einſeitig der Körnerbau betrachtet wer⸗ 
den. Vielmehr iſt die Landwirtſchaft in ihrer Ge⸗ 
ſamtheit zu erfaſſen. In der alten freien Wirtfchaft 
wurde durch die Preiſe der einzelnen landwirt⸗ 
ſchaftlichen Erzeugniſſe die Produktionspolitik 
des Landwirts, ſeine Dispoſition über Anbau 
und Erzeugung beeinflußt. Wenn die voll⸗ 
kommen freie Wirtſchaft nicht mehr möglich iſt, 
jo kann doch der Preis als Regulator nicht 
außer Kraft geſetzt werden. Will der Staat 
Preiſe feſtſetzen, ſo muß er von ſich aus je nach 
ſeinen Abſichten in der Produktionspolitik die 
Preiſe abſtufen und aufeinander abſtimmen. 
Nur durch den Preisanreiz kann er ein ver⸗ 
nünftiges Verhältnis zwiſchen Körnerbau und 
Futtermittelanbau, zwiſchen Viehhaltung und 
Bodenbearbeitung, zwiſchen Menſchennahrung 
und Viehnahrung erzielen. 
ob er mit allgemeinen Preiserhöhungen oder 
mit Prämienzuſchüſſen arbeiten ſoll. 

In einer ſo organiſierten Wirtſchaft iſt 
aber auf keinen Fall mehr Platz für Schnellig: 
keitsprämien, ſondern nur für Erzeugungs⸗ 
prämien Nicht das Tempo, ſondern das Plus der 
Ablieferung muß prämiiert werden. Und zwar das 
Mehr der Ablieferung verſchieden, je nach dem, 
ob es ſich um ein Mehr handelt, das durch 
intenſivere Bearbeitung der gleichen Bodenfläche 


oder um die Bebauung bisher für andere 


Zwecke benutzten Bodens oder gar um den Er⸗ 
trag von Bodenflächen handelt, die erſt neu der 


Es fragt ſich nur, 


Kultur überhaupt erſchloſſen wurden. Auf dieſe 
Weiſe kommen wir zur Erweiterung der Erzeu⸗ 
gungsflächen, aber auch zur Intenſivierung der 
Lanbwirtſchaft. Und gleichzeitig wird dadurch auch 
der Landwirt angeregt, nicht einfach bei günſtige⸗ 
rer Preislage an Stelle von Futtermitteln Körner 
auf beſtimmten Bodenflächen zu bauen oder umge⸗ 
kehrt, ſondern ſich auch zu überlegen, mit welchen 
Methoden er trotz verminderten Futteranbaus 
das gleiche Quantum Vieh halten, oder wie er 
die Viehzucht in fih jo verändern kann, daß er 
mit anderen Vieharten dieſelbe Nutzung und 
den gleichen Ertrag erzielt Wie jeder lebendige 
Wirtſchaftsorganismus ift eben auch der land⸗ 
wirtſchaftliche Betrieb nichts Starres und nichts 
Mechaniſches. Es gibt tauſend Möglichkeiten 
der Umſtellung und Umdenkung All das er⸗ 
tötet der Zwang, aber belebt das regulierende 
Eingreifen des Staates, regt das Denken an 
und belebt die werktätige Mitarbeit der ein- 
zelnen Erzeuger zum Nutzen der Gemein⸗ 
ſchaft. Wenn auch der einzelne Bauer und 
ſelbſt der einzelne Großgrundbeſitzer nicht 
immer in der Lage ſein wird, durch eigene 
Ueberlegung alle Chancen aus den veränderten 
Preisſtellungen ſelbſt zu erkennen, ſo wird ſich 
hier ein weites Feld fur die beratende Tätigkeit 
der wiſſenſchaftlichen Inſtitute, der landwirt⸗ 
ſchaftlichen Organiſationen und ihrer Wander⸗ 
lehrer eröffnen Vor allem aber muß endlich 
einmal der Staat daran gehen, die Dünger⸗ 
frage neu zu löſen, und für die Friedenstätig⸗ 
keit der Landwirtſchaft jene gewaltigen Kräfle 
nutzbar zu machen, die einſt für Kriegszwecke 
der Erfindergeiſt während der letzten Jahre 
neu entfeſſelt hat. Das alles wären Aufgaben 
einer Planwirtſchaft, die organiſiert ſtatt nieder⸗ 
zwingt. Einer Planwirtſchaft, die von allen 
demagogiſchen Mätzchen abſieht und deren Pro⸗ 
paganda dem Volke klar macht, daß um ſo mehr 
verteilt werden kann, je mehr vorhanden iſt. Die 
Hauptaufgabe einer ſolchen auf die Hebung der 
Produktivität gerichteten Planwirtſchaft muß es 
eben ſein, das Maß des für die Verteilung Vorhan⸗ 
denen zu erhöhen. Nur eine ſolche Planwirtſchaft 
wird aber auch in der Lage ſein, durch Steigerung 
der Produktenmengen einen verſtändigen Preisab⸗ 
bau zu ermöglichen. Der Zwang, der die Kriegs⸗ 
wirtſchaft fortſetzt, muß zur Abtötung der Pro- 
duktion und ſeine ganz mechaniſche Preisfeſt⸗ 
ſetzung zur Großzüchtung des Schleichhandels 
führen. Auf der anderen Seite aber würde 
der freie Handel es nur dahin bringen, daß 
trotz aller Ausfuhrverbote der Valutaunterſchied 
der Mark gegen die fremden Währungen zu 
Auslandskäufen und zum Schmuggel ins Aus⸗ 
land, und damit zu neuen Preistreibereien führt. 
Nur mit der Durchorganiſation der landwirt⸗ 
ſchaſtlichen Erzeugung und Verteilung können 


Unſinnigkeiten vermieden werden, für die das 


jetzige Haferexperiment charakteriſtiſch iſt. 
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Ausfußrpreise und Oaluta. 


Dr. jur, u. phil. Rudolf Dalberg⸗Berlin. 


Der Valutaſturz birgt eine bisher kaum be= 
achtete, aber um ſo ernſtere Gefahr der Schädigung 
unſerer Wirtſchaft. Heute iſt der Kurs unſerer 
Valuta wohl niedriger, als er nach dem inneren 
Wert (der Kaufkraft) der Währungen der meiſten 
andern Länder eigentlich ſein dürfte. Der Grund 
dafür liegt darin, daß das augenblickliche Einfuhr⸗ 
bedürfnis die Ausfuhrmöglichkeit und damit die 
Zahlungsfähigkeit der deutſchen Wirtſchaft weit über- 
ſteigt, und daß auch aus Gründen der Steuerflucht 
deutſches Kapital trotz aller Kontrollen den Weg 
ins Ausland findet. Das iſt zwar ein Zuſtand, 
der nicht von Dauer ſein kann, da ſchließlich der 
Ausgleich eintreten muß, aber es kann doch Monate 
dauern, bis unſere Wirtſchaft wieder in normalen 
Gang kommt und weitere Ausfuhrmöglichkeiten 
ſchafft. Während dieſer Zeit beſteht die Gefahr 
der Verſchleuderung unſerer Produkte 
ins Ausland. 

Dies läßt jiġ vom privatwirtſchaftlichen Stand⸗ 
punkt nicht erkennen, da der einzelne Produzent 
immer den Preis ſo ſtellt, daß er in einheimiſcher 
Währung ſeine Koſten deckt und noch Gewinne macht. 
Aber volkswirtſchaftlich betrachtet ſieht es anders aus. 
Wenn der Verkaufspreis der Ware in dem obigen 
Beiſpiel mit 3000 /. dem deutſchen Produzenten 
noch Gewinn bringt, ſo wird er geneigt ſein, dem 
Ausland auch nur einen Verkaufspreis zu ſtellen, 
der ihm 3000 %% bringt. Wenn nun, wie es heute 
der Fall ift, das Pfund mit mehr als 60 % be- 
wertet wird, während doch der natürliche, ſich aus 
der Kaufkraft der Währungen ergebende Valutaſtand 
nur 1 Pfund gleich 40 AL. betragen mag, fo erhält 
der deutſche Exporteur ſeinen Preis von 3000 , 
wenn er mit nur 50 Pfund im Ausland verkauft. 
Da aber die engliſchen Preiſe entſprechend dem 
Valutaſtand von 1 Pfund gleich 40 % nur auf 150% 
der alten geſtiegen ſind (wobei Steigerung der 
deutſchen auf 300% vorausgeſetzt wird), fo würde 
die gleiche Ware, die in England vor dem Kriege 
50 Pfund koſtete, nunmehr 75 Pfund koſten. Der 
Deutſche liefert alſo mit 50 Pfund, um ein Drittel 
niedriger, als der engliſche Marktpreis beträgt. Die 
über das natürliche Maß geſunkene Valuta er- 
möglicht ein erhebliches Unterbieten, ohne daß privat⸗ 
wirtſchaftlich der deutſche Exporteur zu kurz käme: 
er bekommt den deutſchen Preis von 3000 % In 
der Tat hört man aus dem Ausland Klagen über 
ungewöhnlich billige Angebote. So wird berichtet?): 

„Die ungewöhnlich billigen Angebote aus 
Deutſchland werden vor allem in Holland laut und 
haben dort unter den franzöſiſchen und eugliſchen 
Mitbewerbern bereits wieder ſcharfe Aeußerungen 


1) Weltwirtſchaftszeitung v. 4, Juli 1919, S. 630. 


über das Wiederaufleben der deutſchen Schleuder⸗ 
konkurrenz zur Folge gehabt. Beſonders regt man 
ſich darüber auf, daß in letzter Zeit Eiſenkonſtruk⸗ 
tionen und gußeiſerne Maſchinenteile aus Deutſch⸗ 
land ſehr billig verkauft worden ſeien. Auch die 
holländiſchen Fabrikanten ſind über die billigen 
deutſchen Offerten ungehalten, und haben bereits die 
Hilfe ihrer Regierung angerufen. Auch aus der 
Schweiz hört man ähnliches. Dort handelt es ſich 
allerdings zunächſt um mehr oder minder theoretiſche 
Erwägungen. 

In einer Sitzung der franzöſiſchen Abge⸗ 
ordnetenkammer vom 23. Juli 1919 erfolgte eine 
Interpellation des ſozialiſtiſchen Abgeordneten, 
Clauſſat, welche Maßnahmen die Negierung zu er⸗ 
greifen gedenke, um die franzöſiſche Induſtrie vor 
der Einfuhr deutſcher Waren zu ſchützen und um 
dadurch gleichzeitig der franzöſiſchen arbeitenden 
Klaſſe Schutz gegen die Arbeitsloſigkeit angedeihen 
zu laſſen. Der Abgeordnete wandte ſich haupt⸗ 
ſächlich gegen die Einfuhr von Solinger Artikeln, 
die um 300% billiger ſeien als franzöſiſche gleich- 
artige Produkte, ſowie gegen die Einfuhr von Fahr⸗ 
rädern und photographiſchen Apparaten. Der 
Handelsminiſter Clementel erklärte, daß während des 
Waffenſtillſtandes Waren aus dem beſetzten Ge⸗ 
biete eingeſchmuggelt wurden, daß er aber die freie 
Konkurrenz nicht ganz unterbinden könne. Er werde 
aber Maßnahmen ergreifen, um das Gleichgewicht 
zwiſchen den Produkten der deutſchen und der fran⸗ 
zöſiſchen Induſtrie herzuſtellen. 

Ueber die Wirkungen billiger deutſcher Aus 
fuhr auf den engliſchen Markt, wird vl folat aus 
dem Haag berichtete): 

„Das Problem des niedrigen Wade der 
deutſchen Mark und der ſich daraus ergebende ſtarke 
Anreiz zur deutſchen Ausfuhr findet in engliſchen 
Fabrikantenkreiſen eine ſteigende Beachtung. Die 
Schwierigkeiten der Frage ſind ſehr groß. Dies iſt 
wohl die Urſache, daß man zu einer feſten Stellung⸗ 
nahme in dieſer Frage bisher nicht gekommen iſt, 
weder in offiziellen, noch nichtoffiziellen Kreiſen. 
Es werden verſchiedene Maßnahmen vorgeſchlagen 
und erwogen, und es iſt nicht ausgeſchloſſen, daß 
ſich die induſtriellen Kreiſe für das eine oder andere 
Mittel bald entſcheiden und bei der Regierung vor⸗ 
ſtellig werden. 

Ein erſter Vorſchlag geht dahin, einen Zoll 
auf ſämtliche deutſche Ausfuhrwaren zu erheben. 
Es wird von anderer Seite angeregt, Deutſchland 
in Verbindung mit der Frage der Kriegsentſchädigung 
eine ſtraffe Einſchränkung feiner Notenausgabe auf- 

2) Nachrichten für Handel und Induſtrie vom 
Ausw. Amt, v. 2. Juli 1919) S. 5/6. 


zuerlegen. Dadurch würde der Wert der Reichsmark 
allmählich wieder ſteigen und die für England ſo 
ungünſtige Wirkung auf die deutſche Ausfuhr 
ſchwinden. Eine dritte Anregung ſieht vor, die 
geſteigerte Ausfuhrkraft Deutſchlands durch die Ge⸗ 
währung beſonderer finanzieller und ſonſtiger Er- 
leichterungen an die britiſchen Exporteure auszu⸗ 
gleichen und ſo die eigene Induſtrie in die Lage zu 
verſetzen, auf den fremden Märkten unter den gün⸗ 
ſtigſten Bedingungen in Wettbewerb zu treten. 

Es handelt ſich hier immer um ganz unver⸗ 
bindliche Anregungen in der Preſſe und den In⸗ 
duſtrieverbänden. Größeren Beifall ſcheint der dritte 
Vorſchlag zu finden. Es jit aber auffallend, daß 
von keiner Seite etwas über eine direkte Stützung 
des Markkurſes verlautet. Ein dahingehendes Ge⸗ 
rücht, als läge eine ſolche Politik in der Abſicht 
der Ententeregierungen, machte vor einiger Zeit an 
den holländiſchen Börſen ziemlich, beharrlich den 
Umlauf.“ 

Die Ausfuhrpolitik des Reichs ſucht allerdings 
zu billige Verkäufe ins Ausland zu verhindern 
und hat Normen für die Preisſtellung erlaſſen, 
die anſcheinend für die einzelnen Geſchäftszweige 
verſchieden ſind. So werden in der verarbeitenden 
Papierinduſtrie die Ausfuhrpreiſe mit 20 oder 25% 
über den Inlandspreiſen in Mark kalkuliert, dieſer 
Markbetrag wird zum Tageskurs in Auslands⸗ 
währung umgerechnet und es ſoll der entſprechende 
Betrag in Auslandswährung gefordert werden. 
Andererſeits wird gemeldet, daß die Preisprüfungs⸗ 
ſtellen verlangen, daß zu einem Mittelkurs (zwiſchen 
Münzparität und gegenwärtigent Kursſtand der 
Mark) umgerechnet, und der ſo erreichte Betrag 
zum FTageskurſe wieder in Mark verwendet wird, 
wenn man in Mark anbieten will. 


Wenn durch derartige Beſchränkungen, welche 
der Gefahr der Verſchleuderung deutſcher Produkte 
ins Ausland in etwa, wenn auch durchaus nicht 
ausreichend, Nehnung getragen wird, fo ſcheint aber 
die deutſche Induſtrie keineswegs damit einverſtanden 
zu ſein, ſie wünſcht Befreiung von der Preis⸗ 
feſſelung, und würde anſcheinend lieber billiger ver⸗ 
kaufen. In einem Induſtriebericht aus Eſſens) wird 
die oben erwähnte Politik der Preisprüfungsſtellen 
wie folgt angegriffen: 

„Zu welchen Unzuträglichkeiten und Abnormi⸗ 
täten aber die Vorſchriften der Preisprüfungsſtelle 
führen, ſei an folgendem. Beiſpiel klar gemacht: 

Ein Angebot nach Holland für ein kleineres 
Objekt in Eiſenkonſtruktion erforderte den normal 
kalkulierten Preis von 2000 , die Tonne. Die 
Preisprüfungsſtelle verlangte, daß er zum Mittel⸗ 
kurs von 350 A. in Sulden umgewandelt wird. 
Das ergibt 571,42 Fl. Die Rückwandlung in Mark 
zum Tageskurſe von 570 ergibt dann einen Alte 
gebotspreis von 3257 . die Tonne. Auch wenn 
nicht umgewandelt wird, muß ſich der Käufer be⸗ 


3) Voſſ. Ztg. v. 21. Juli 1919, Nr. 366. 
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rechnen, daß er einen ſehr hohen Preis bezahlen 
muß, während er bei 2000 ., die die Arbeit wirklich 
wert iſt, und in denen ein normaler Gewinn von 
15 bis 20% ſteckt, nur rund 350 Fl. aufzuwenden. 
hätte. Es iſt ſelbſtverſtändlich für den Lieferer 
wunderſchön, wenn er einen Sondergewinn von 
1257 % die Tonne machen kann, aber jeder ver⸗ 
nünftig und rechtlich denkende WMenſch muß fih 
doch jagen, daß ein Gewinn von 2000 . 15 (3257 gleich 
2000) gleich 1557 /. die Tonne doch zu hoch tif. 

Man erlebt hier das ſeltſame Schauſpiel, daß 
die privatwirtſchaftlichen Intereſſen der Beteiligten 
auf beiden Seiten den allgemeinen volkswirtſchaft⸗ 
lichen Intereſſen der beteiligten Länder zuwiderlaufen. 
Für den deutſchen Exporteur erſcheint es zunächſt 
günſtig, infolge der Valuta billiger verkaufen zu 
können, ohne doch auf normalen Gewinn verzichten 
zu müſſen, während andererſeits die Auslands⸗ 
induſtrie ſich dadurch in ihrer Konkurrenzfähigkeit 
bedroht fühlt. 

Gegenüber dieſer privatwirtſchaftlichen In⸗ 
tereſſenlage hat aber volkswirtſchaftlich das Aus⸗ 
land ein Intereſſe gerade daran, deutſche Produkte 
ſo billig als möglich zu erhalten. Eine Gefahr 
der Niederringung der ausländiſchen Induſtrie durch 
bie deutſche, die vorgeſchützt wird, iſt in heutigen. 
Zeiten nicht ernſt zu nehmen. Andererſeits hat die 
deutſche Volkswirtſchaft das dringende Intereſſe, die 
Früchte der eigenen Arbeit ſo teuer wie möglich 
ans Ausland abzuſetzen. Die trotz der hohen 
deutſchen Markpreiſe im Ausland offenbar vor⸗ 
handene Konkurrenzfähigkeit belegt es, daß der Export 
auch durch erhöhte Preisſetzung nicht ſchon unter⸗ 
bunden wird. 

Es iſt falſch, wenn jene induſtrielle Zuſchrift 
es als zu hohe Preisſetzung bekämpft, wenn die 
Auslandspreiſe höher geſetzt werden. Zunächſt wäre 
eine Bewucherung des Auslands kein nationaler 
Schaden. Gerade das Gegenteil hat man uns bisher 
vorgeworfen; der Deutſche war wegen zu billiger 
Augebote, wegen „Dumping“ verrufen. Aber davon 
abgeſehen liegt volkswirtſchaftlich keine Ueberforde- 
rung vor, ſondern im Gegenteil; niedrigere Aus⸗ 
landspreiſe, wie ſie ein Teil der Induſtrie aus 
Konkurrenzgründen bewilligen will, bedeuten eine 
Verſchleuderung nationaler Güter ohne angemeſſenen 
Gegenwert, ſelbſt wenn der einzelne ausführende 
Induſtrielle dabei auf ſeine Koſten kommt. 

Dies bedarf der Erläuterung. Wir müſſen 
die Ausfuhr mit der Einfuhr zuſammen beurteilen 
und dabei verſuchen, von jeder Geldrechnung, welche 
die wahren ſachlichen Verhältniſſe wie mit einem 
Schleier deckt, zunächſt abzuſehen. Wenn wir ein 
aus deutſchem Rohmaterial hergeſtelltes Gut, welches 
aus einer Leiſtung von 100 Arbeitsſtunden hervor⸗ 
gegangen ift, exportieren. fo werden wir den ans 
gemeſſenen Gegenwert erhalten, wenn wir ein aus 
ausländiſchem Rohmaterial entſtandenes Gut dafür 
eintauſchen, in welchem gleichfalls 100 ausländiſche 
Arbeitsſtunden ſtecken. Wenn wir nun gemäß der 
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obigen Verhältnisrechnung annehmen, daß das eng⸗ 
liſche Preisniveau und damit auch der Preis für 
Arbeitslohn auf 150% der alten Friedenshöhe, und 
die deutſchen Preiſe auf 300% der Friedenshöhe 
geſtiegen ſind, wenn alſo der engliſche Stundenlohn 
etwa ſtatt früher 1 sh jetzt 1,50 sh beträgt, und der 
deutſche ſtatt früher 1 % jetzt 3 M, ſo würden die 
Produkte von 100 Arbeitsſtunden in England 150 sh 
koſten, in Deutſchland 300 M. Nur wenn alſo 
300 A. 150 sh gleichgeſetzt werden, alfo bei einem 
Valutaſtand von 1 Pfund gleich 40 Ak, ſtatt früher 
20 Sb, kann ein Austauſch erfolgen, der keine Seite 
wegen Geldwert und Valutaveränderung benach⸗ 
teiligt. Wenn nun aber, wie es heute der Fall 
ift, das engliſche Pfund mehr als 60 A, gilt, und 
wenn der deutſche Exporteur demgemäß mit ſeiner 
Preisforderung bis auf 100 sh heruntergehen kann 
und doch dafür feinen Preis von 300 M erhält, 
ſo wird klar, warum das für die deutſche Volks 
wirtſchaft einen ſchweren Schaden bedeutet. Mit 
den 100 sh, die zum Ausgleich auf den Wechſel⸗ 
markt fließen, kann kein engliſches Gut für die 
Einfuhr nach Deutſchland erworben werden, in 
welchem 100 engliſche Arbeitsſtunden ſtecken. Ein. 
ſolches Gut koſtet 150 sh. Deutſchland wird alſo 
gezwungen, um die Hälfte mehr zu exportieren, 
als es bei ſichtiger Preisſtellung genötigt wäre. 


Den Wert, den der deutſche Exporteur durch niedrige 
Preisſtellung dem Engländer läßt, ohne anſcheinend 
ſelbſt dabei zu kurz zu kommen, muß der deutſche 
Import bezahlen, da der Engländer nicht etwa ent⸗ 
ſprechend die Preiſe der Importgüter für uns 
ermäßigt. 

Die Gefahr der Verſchleuderung deutſcher Güter 
ins Ausland iſt daher bei einem unter die Kauf⸗ 
kraftparität geſunkenen Stande der Markvaluta, wie 
er gegenwärtig vorzuliegen ſcheint, eine ſehr ernſt 
zu nehmende. Die deutſche Preisprüfung für Export⸗ 
waren ſollte dies ernſtlich berückſichtigen und ihre 
anſcheinend nicht hoch genug gehenden Mindeſt⸗ 
preiſe für die Ausfuhr einer eingehenden Nach⸗ 
prüfung unterziehen. Die Preisſtellung darf und 
muß mindeſtens immer ſo hoch ſein, als die inter⸗ 
nationale Konkurrenz auf dem Auslandsmarkte es 
zuläßt. Der über den Inlandspreis hinaus er⸗ 
zielte Exportgewinn ſollte richtigerweiſe vom Reiche 
erfaßt und vielleicht zur Verbilligung von Einfuhren 
verwendet werden, falls fih das praktiſch durch 
führen ließe. Ein in Mart berechneter Gewinn 
allein iſt bei heutiger Valuta noch kein Beweis für 
nützliche Produktion. Wird das nicht beachtet, ſo 
wird in vielen Fällen der deutſche Import den vom 
Export ohne Not weggegebenen Wert nachzahlen 
müſſen. ! ] 


Die Abwehr der (Koßkenkrife. 


Von Eugen Köngeter-Berlin, 
Generaldireftor der Lauchhammer Al⸗G. 


Die folgenden Ausführungen des Generaldirektors Köngeter, der als Vertreter 
des Reichskommiſſars für die Kohlenverteilung einen beſonders guten Einblick in die 


Verhältniſſe unſerer 


Wirtſchaft ha 


t, ſcheinen mir weniger gegen die von Dr. Münſterberg 


im „Plutus“ (S. 273 F) gemachten Vorſchläge an ſich zu ſprechen, als daß ſie eine Fülle 
von Anklagen gegen die Regierung und die Induſtrie in ſich bergen. Es iſt eben von 
allen Seiten verſäͤumt worden, rechtzeitig den Zuſammenſchluß der Produzenten 
herbeizuführen, der die unerläßliche Borausfegung für rationelle Wirtſchaftsfübrung auch 
im Kohlenverbrauch iſt. Es mag wohl richtig ſein, daß im Augenblick eher noch etwas 
durch freiwillige Einſicht der Induſtrie, als durch das Erlaſſen von Geſetzen zu erreichen 
ift. Aber da es den Induſtriellen leider oft an der Erkenntnis für das vollswirtſchaftlich 
Notwendige fehlt, bleibt es die Aufgabe der Regierung, die Führung ihrerſeits zu 
übernehmen, wenn auch die Einzelmaßnahmen die fachkundig in Produzenten treffen müſſen. 
Niemals ſollten fachlich richtige Schritte, die man allerdings beſſer früher hätte tun ſollen, 


mit ber Begründung unterlaſſen werden, 


daß es „zu ſpät“ fei, Wir brauchen wirklich 


nicht erſt die bitteren Erfahrungen des kommenden Winters abzuwarten, um die Folge 

rungen aus der von mir ſeit dem Kriegsende unaufhörlich vertretenen Erkenntnis zu 

ziehen, daß Regierung, Unternehmer und Arbeiter ſich zu planmäßiger Wirtſchafts⸗ 
G. B. 


führung zuſammenfinden müſſen. 


Der Aufſatz „Abwehr der Kohlenkriſe“ von 
Dr. Münſterberg im „Plutus“ vom 13. August 
iſt mir jetzt erſt zu Geſicht gekommen. Die darin 
gemachten Vorſchläge entſpringen der Erkenntnis 
unſerer furchtbaren Kohlenlage und dem dankens⸗ 
werten Bemühen zu helfen, ſie haben aber, wie 
die meiſten auf dem Gebiete der Kohle gemachten 
Vorſchläge organiſatoriſcher Art, das Mißliche an 
lih, daß fie fich nicht auf dem Boden der wirk⸗ 
lichen Verhältniſſe aufbauen und darum nicht greif⸗ 
bar ſind. Möge es mir geſtattet ſein, einiges dazu 
auszuführen. 


Herr Dr. Münſterberg verlangt einen Lloyd 
George und ein Geſetz. Das ilt zuſammen ſchon 
viel. Durch das Geſetz ſoll jeder Fabrikant, der 
nicht nachweislich mindeſtens 80% ſeines Kohlen⸗ 
bedarfes in der Kohlenproduktion ausnützt, ge⸗ 
zwungen werden, mit anderen Fabrikanten des 
gleichen Geſchäftszweiges gemein ſam zu fabrizieren. 
Die Ausführung denkt ſich der Verfaſſer ſo, daß 
aus der Kriegszeit der Verbrauch jedes Werkes 
feſtſtehe, und daß, falls keine freiwillige Einigung 
zuſtande komme, durch eine Kommiſſion von Fach⸗ 
leuten die Zuteilung von Kohlen von der Erzielung 
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einer Einigung abhängig gemacht werde. Der Pferde⸗ 
fuß ſteckt aber ſchon in dem Wörtchen „Bedarf“. 
Den Bedarf aus der Kriegszeit einer ſo einſchneiden⸗ 
den Maßnahme zugrunde zu legen, iſt ganz un⸗ 
möglich, denn die Wirtſchaft hat ſich ſeither, wie 
mir jeder Kenner der Verhältniſſe beſtätigen wird, 
ſehr verändert. Seit der Revolution ift aber die 
ganze Wirtſchaft derart durcheinander geworfen und 
die Kohlenbelieferung ſo ungleichmäßig, daß auch 
die jüngſte Vergangenheit keine Baſis bilden kann. 
Worum es ſich handelte, wäre, feſtzuſtellen, weniger, 
was jemand für einen Bedarf hat, ſondern was er 
demnächſt und im kommenden Winter vorausſicht⸗ 
lich an Brennſtoffen bekommen wird. Die Zufuhren 
werden aber von ſo vielen ganz unſicheren Faktoren 
der Förderungs⸗, Beförderungs- und Verbrauchs⸗ 
verhältniſſe abhängen, daß heute niemand auch nur 
annähernd die wirkliche Belieferungshöhe der ein⸗ 
zelnen Betriebe überblicken kann. Der Verfaſſer ſagt 
auch, die bisherige Rationierung der Kohle müſſe 
beibehalten werden. Wir haben aber außer im. 
Hausbrand und in einigen freiwillig zuſammen⸗ 
geſchloſſenen Induſtrien gar keine eigentliche Ratio⸗ 
nierung der Induſtrie, denn ſie würde eine plan⸗ 
mäßig geleitete oder ſonſtwie durchorganiſierte Wirt⸗ 
ſchaft und einigermaßen ſtabile Verhältniſſe voraus⸗ 
ſetzen. Die Kohle wird vielmehr an die Induſtrie 
verteilt nach den ſchwankenden Möglichkeiten und 
Bedürfniſſen und nach allgemeinen Richtlinien des 
Reichskohlenkommiſſars. Kurzum, es fehlt hier jede 
Grundlage für den konſtruktiven Aufbau eines Ge⸗ 
ſetzes, wie es dem Verfaſſer vorſchwebt. Uebrig 
bleibt nur vielleicht ein geſetzlicher Rahmen, der 
durch Verhandlungen der Intereſſenten auszufüllen 
wäre. Und wer würde ſchneller eilen: die Ver⸗ 
handlungen oder die Kohlenkriſe? Dann die Größe 
der Aufgabe. Es kommen in Deutſchland ungefähr 
33 000 Betriebe in Frage, die unter den verſchieden⸗ 
ſten Kohlenbedingungen arbeiten. Der an ſich grund— 
dätzlich richtige Gedanke der vorübergehenden Verz 
legung der Arbeiter nach den weiter arbeitenden 
Betrieben würde eine zugleich fachliche und örtliche 
Gliederung bedingen und dadurch ſchon die Möglich⸗ 
keit des Zuſammenſchluſſes verringern. Ein weiteres 
Moment, das ſehr hemmend auf den Zuſammen⸗ 
ſchluß, aber auch auf die Brennſtoffökonomie wirkt, 
it die derzeitige, durch die Valuta bedingte Iſolie⸗ 
rung unſerer Wirtſchaft und unſer Hunger nach 
Induſtrieerzeugniſſen. Waren, deren Preiſe frei ſind, 
finden zu jedem Preiſe Abſatz, und die Kohlen⸗ 
verſchwendung kann auf Koſten der Produktions- 
menge bis zu einem hohen Grade in Kauf ges 
nommen werden. Werden wir aber deswegen wieder 
zu einem Syſtem der Höchſtpreiſe zurückkehren? 
Robert Friedländer hat ganz recht mit ſeiner 
„Zement⸗Nepublik“. Aber wo bleiben die Zement⸗ 
Republikaner? Die Zementinduſtrie muß jiġ auch 
ſagen, daß auch ſie durch die demnächſtige Ver⸗ 


ſchärfung der Kohlenlage große Abſtriche an ihren 


bisherigen geringen Kohlenmengen zu gewärtigen 
hat, und daß ſie dieſe geringen Kohlenmengen auch 
ganz in Zement umſetzen muß. Vielleicht hofft ſie 


aber glleichzeitig darauf, daß ſie auf Koſten anderer 
Verbraucher keine Verkürzung erleidet, da ſie ja 
auch große Mengen Zement für den Wiederaufbau 
zu liefern haben wird. Hier tritt einem ſchon wieder 
die Unklarheit entgegen. Zu vermuten iſt jedenfalls, 
daß ſie keine weitere Zuſammenlegung ihrer Be⸗ 
triebe vornehmen wird. Soll hier nun das Geſetz 
helfen? Und dabei iſt das Beiſpiel der Zement⸗ 
fabriken das einfachſte: eine gut organiſierte In⸗ 
duſtrie, die neſterweiſe über ganz Deutſchland vers 
breitet iſt, etwa 100 Betriebe, jeder Betrieb eine 
in ſich geſchloſſene Einheit, gleichartige Erzeugungs- 
methoden und ein einheitliches Handelserzeugnis. 
Steigerung der Produktion und Verbilligung der 
Herſtellungskoſten durch äußerſte Zuſammenfaſſung 
des Kohlenverbrauchs liegen hier auf der Hand. 
Bei der großen Maſſe der weiterverarbeitenden In⸗ 
duſtrien find die Dinge nach jeder Richtung viel 
ſchwieriger. Dort liegen aber auch nicht die großen 
Möglichkeiten der Kohlenerſparnis. Gewiß iſt in 
unſerer Lage auf jede Tonne zu ſehen, und keine 
Kleinarbeit darf geſcheut werden. Aber der Schwer⸗ 
punkt der Kohlenverwendung liegt in der Induſtrie, 
nicht bei den 32 000 mittleren und kleineren Ver⸗ 
brauchern, ſondern bei den wenigen tauſend großen 
Verbrauchern in den Vohſtoffinduſtrien, in der 
Hütteninduſtrie, der chemiſchen Induſtrie uſw. Von 
der Nohſtofferzeugung aus müßte aljo die Aufgabe 
aufgefaßt werden. Hier fällt aber ſchon ein weſent⸗ 
liches Moment des Münſterbergſchen Vorſchlages 
weg, die vorübergehende Verpflanzung der Arbeiter 
auf die zur Weiterarbeit beſtimmten Betriebsſtätten; 
denn dieſe Induſtrien ſind nicht örtlich vereinigt. 

Nehmen wir einmal den größten Brocken her⸗ 
aus, die gemiſchten Hüttenwerke in Rheinland⸗Weſt⸗ 
falen. Dieſe ſtellen die ſehr nützliche Ueberlegung 
an: Wir werden dieſen Winter nur noch ſoundſo 
viele Kohle zur Verfügung haben. Um möglichſt 
viel Roheifen zu erblaſen und dementſprechend möge 
lichſt viel Nohſtahl und Walzwerkserzeugniſſe Hers 
ſtellen zu können, wollen wir von vornherein ver⸗ 
meiden, Hochöfen langſam gehen zu laſſen oder 


gar zu dämpfen und vorübergehend auszublaſen, 


uns vielmehr auf die vorausſichtlich unterſte Grenze 
der Brennſtoffzufuhr einſtellen und dann unſere Be⸗ 
triebe ſo einteilen und einrichten, daß die weiter⸗ 
arbeitenden Betriebe auch voll arbeiten können. 
Wird man dann etwa eine Verſtändigung in der 
Art erleben, daß die Hütte des Phönix in Duisburg⸗ 
Ruhrort ſtillgelegt und dafür die an demſelben Ort 
befindliche Hütte der Nheiniſchen Stahlwerke voll 
betrieben, die Arbeiterſchaft des Phönix dort be⸗ 
ſchäftigt wird? Wird von den drei großen Dort⸗ 
munder Hütten etwa das Eiſen⸗ und Stahlwerk 
Höſch ſtillgelegt werden, um dafür die Dortmunder 
Union und die Hütte des Phönix in Hörde voll zu 
betreiben? Wird man ſich in Röhren und Blechen 
etwa z. B. dahin verſtändigen, daß die Abteilung 
Düſſeldorf des Phönix ſtillgelegt, dafür das Mannes⸗ 
mann-Röhrenwerf in Rath voll betrieben und die 
Blechproduktion des Phönix auf das Blechwalzwerk 
von Mannesmann in Huckingen verlegt wird und 


die Arbeiter täglich dorthin gefahren werden? Ge 
wiß nicht. Und dabei handelt es ſich nur um 
anderthalb Dutzend Konzerne mit führenden Köpfen 
an der Spitze. Aber ſchon die Vorausſetzung einer 
einigermaßen zutreffenden Beurteilung der zur Ber- 
fügung ſtehenden Kohlenmengen iſt nicht gegeben, 
denn ſie iſt grundverſchieden, je nachdem der Kohlen⸗ 
mangel oder der Wagenmangel überwiegt. Sit 
letzteres der Fall, ſo wird es nur richtig ſein, die 
auf der Kohle liegenden Werke, die keine Transport⸗ 
mittel in Anſpruch nehmen, ſo ausgiebig wie mög⸗ 
lich zu betreiben, in erſterem Falle hingegen wird 
man ſie bis zur äußerſten Grenze einſchränken 
müſſen. Dann der innige innere Zuſammenhang 
der einzelnen Hütte durch die Kraftwirtſchaft, das 
Fabrikationsprogramm uſw.; gar nicht zu reden von 
der Größe der Entſchlüſſe an ſich. Vor der Größe 
der Entſchlüſſe würde man aber vielleicht nicht zurück- 
ſchrecken, wenn man einigermaßen überſehbare Ber- 
hältniſſe hätte, und wenn, was wir aber nicht glauben 
wollen, ſo wie über Dantes „Hölle“ auch über 
unſerer Kohlenwirtſchaft die Worte ſtünden: „Laſſet 
jegliche Hoffnung hinter euch, ihr die ihr eintretet.“ 
Dann aber: wir haben jetzt Anfang September. 
Können wir jetzt noch erreichen, daß nur wenigſtens 
unſere größten induſtriellen Kohlenverbraucher, die 
Rohſtoffinduſtrien, vorübergehend zu groß⸗ 
zügigen Zuſammenlegungen kommen und dieſe ſo 
ſchnell durchführen, daß ſie uns auch in dieſem 
Herbſt und Winter noch helfen? — Nein. Sit 
es auf dem Wege geſetzlicher Maßnahmen zu er⸗ 
warten? — Nein. Man ſtelle ſich nur die Durch⸗ 
führung eines Geſetzes, wie es Herrn Dr. Münſter⸗ 
berg vorſchwebt, im einzelnen vor. Und dann hat 
uns doch auch der Streit um die Wiſſell⸗Moellen⸗ 
dorfſche Planwirtſchaft etwas gelehrt. Wenn aber 


310 — 


ſchon bei den wenigen großen kohlenverbrauchenden 
Induſtrien ein Erfolg nicht zu erwarten iſt, dann 
wird man ihn bei dem großen vielgeſtaltigen Heer 
der weiter verarbeitenden Induſtrien erſt recht nicht 
erwarten dürfen. 


Ich ſage damit durchaus nicht, daß überhaupt 
nichts geſchehen ſoll. Ich meine aber, es bringt 
uns nicht weiter, wenn wir heute Vorſchläge machen 
über große geſetzgeberiſche Pläne zum Zwecke der 
Kohlenerſparnis durch Betriebszuſammenlegung. Die 
Induſtrien, die freiwillig ihren Betrieb ſo ſehr zu⸗ 
ſammenſchließen, wie ſie irgend können, werden den 
Vorteil davon haben. Was neben der Steigerung 
der Kohlenförderung und der Leiſtungsfähigkeit der 
Eiſenbahnen auf dem Gebiete der Kohlenerſparnis 
geſchehen muß, iſt, durch unermüdliche Arbeit, und 
zwar Einzelarbeit auf allen Gebieten, dafür zu ſorgen, 
daß an Verbeſſerungen der Brennſtoffökonomie im 
einzelnen fo ſchnell wie möglich geſchieht, was ge⸗ 
ſchehen kann; ferner, die Organiſation der Kohlen- 
verteilung ſo auszugeſtalten, daß mit dem nötigen 
Nachdruck dafür geſorgt wird, daß die wenigen zur 
Verfügung ſtehenden Kohlen nicht vergeudet, ſondern 
in erſter Linie dahin gebracht werden, wo ſie die 
wirtſchaftlichſte Verwendung finden. 


Im übrigen werden wir uns in mühſeliger 
Einzelarbeit mit großen Reibungsverluften = 
Kohlenvergeudung durch den Winter hindurchquälen. 
Wir werden in dieſer Zeit der Not viele Erfah⸗ 
rungen ſammeln, für die wir heute ſchon dankbar 
fein wollen. Dann werden Unternehmer, Arbeiter 
und Regierung ſoviel Klarheit gewonnen haben, 
daß wir uns hoffentlich darüber verſtändigen werden, 
wie wir unſere Wirtſchaft führen wollen. Die Kohlen⸗ 
not wird uns dazu helfen müſſen. Leider! 


Revue der Preſſe. 


Einer ſpäteren Zeit wird es überlaſſen ſein, eine 
durch die Ergebniſſe beſtätigte erſchöpfende Kritik 
der ſteuerlichen Rettungsarbeit der Nationalver— 
ſammlung zu geben. Intereſſante Schlaglichter auf 
dieſe „Engrosarbeit“ wirft Dr. F. Pinner im 
„Berliner Tageblatt“ (30. Auguſt) in einem 
Aufſatz 

Zwiſchen den Steuerleſungen. 
Der gerechte Wert der Reichseinkommenſteuer und 
der Reichsabgabenordnung wird durchaus anerkannt, 
wenn auch naturgemäß ſtets an derart allgemeinen 
und mmfajlenden Reformen Ausſtellungen zu 
machen ſind. Ebenfalls die Umſatzſteuer ift unter 
den heutigen Verhältniſſen hinzunehmen, wenn 
auch die Gegner indirekter Steuern darüber 
fagen, daß dadurch der Waſſenkonſum verteuert 
werde. Daß bei den jetzigen Warenpreiſen — die 
Waren ſind durchſchnittlich um 300 bis 400 % vers 
teuert — ein Aufſchlag von 10 bzw. 20% (auf 
Luxusartikel) dem einzelnen nicht als zu harte Laſt 
vorkommt, liegt auf der Hand, namentlich in dieſer 


Zeit rückgängiger Preistendenz. Berechtigtere Ein⸗ 
wände hingegen ſind bei den Kapitalſteuern hervor- 
zuheben. Selbſt eine ſozialiſtiſche Regierung hat 
einſehen müſſen, daß aus volkswirtſchaftlichen Grün⸗ 
den nicht auf den Privatkapitalismus verzichtet 
werden kann; da ſollen denn die Kriegsabgabe vom 
Vermögenszuwachs, das Reichsnotopfer und die 
Erbſchaftsſteuern das Zuviel an Kapital dem Staat 
zuwenden. Hierdurch müſſen viele Betriebe auf 
das ſchwerſte gefährdet werden. Infolge der Geld⸗ 
entwertung und dadurch, daß viel Kapital aus 
dem Kriegsgewinn in koſtſpieligen Neuanlagen, 
oft ſogar auf Veranlaſſung des Staates, feſtgelegt 
wurde, tritt ein Mißverhältnis zwiſchen Betriebs⸗ 
kapital und Betriebsumfang ein, ſo daß die Pro⸗ 
duktivität notgedrungen ſich verringern muß, falls 
nicht eine ungeſunde Verſchuldung des Unterneh- 
mens ſtattfinden ſoll. Und das in einer Zeit, in 
der die Produktion bis zur höchſten Grenze der 
Leiſtungsfähigkeit geſteigert werden mu 51 P. ſchlägt 
nun vor, den Betrieben die von ihnen in Stener: 


form abzuführenden Vermögensteile als Betriebs- 
kapital zu belaſſen; als Gegenleiſtung ſoll dem Staat 
eine Beteiligung an all den Privatbetrieben zu⸗ 
geſtanden werden — durch ein die Staatsintereſſen 
wahrendes geſellſchaftliches Unternehmen —, welche 
die Bermögensſteuern nicht ohne ſchweren Schaden 
zahlen können. Gewiß, ein nicht gerade angenehmer 
Ausweg für beide Beteiligten, aber immerhin doch 
die Möglichkeit eines Auswegs!“) — Eine genauere 
Beſprechung zu dem Thema. 

Das Reichsnotopfer des Einzelunternehmers. 
gibt Steuerſyndikus W. Beuck in der 
Woſſiſchen Zeitung (29. Aug.). Jeder Unters 
nehmer iſt heutzutage gezwungen, einen erheblich 
höheren Vorrat an Betriebskapital bereitzuhalten 
als bei gleichem Betriebsumfange und gleicher Pro- 
duktivität vor dem Kriege. Durch die Vermögens⸗ 
abgabe wird der Zuwachs an Nominalkapital dem 
Betriebsvermögen entzogen, die Produktion ſomit 
gehemmt; es iſt alſo nicht nur dem Einzelunter⸗ 
nehmer, ſondern auch dem Staat ſelbſt gegenüber 
ein Unrecht, eine unterſchiedloſe Behandlung der 
Kriegsgewinne durch das Geſetz von der Ver- 
mögensabgabe zu verlangen, gleichviel, ob ſie durch 
Rentenkapital oder durch werbendes Kapital ent⸗ 
ſtanden find. Ebenſo ungerecht verfährt das Neichs⸗ 
notopfer, das ſogar den Kapitalſtamm ſelbſt an⸗ 
greift. Einem Unternehmen mit einem Vorkriegs⸗ 
kapital von beiſpielsweiſe 5 Millionen Goldmark, 
das 1100 Arbeitern Verdienſtmöglichkeit bot, werden 
nach der Vermögensabgabe rund 5,17 Mill. % ges 
laſſen, als Neichsnotopfer find 2,37 Mill. % zu 
zahlen. Bei einem nun verbleibenden Betriebs- 
kapital von 2,8 Mill. % bei der entwerteten Va⸗ 
luta und den hohen Preiſen und Lohnſteigerungen, 
muß demnach der Unternehmer mehr als die Hälfte 
ſeiner Arbeiter eutlafjen, die Produktion ſinkt be⸗ 
deutend. Und eine langfriſtige Zahlungsmöglichkeit 
ändert nichts an der Tatſache, daß das Unterneh⸗ 
men, durch die Steuerſchuld belaſtet, ſein Betriebs⸗ 
kapital verliert, womit entſprechend die Exiſtenz von 
Arbeitern und Angeſtellten in Frage geſtellt wird. 
Aus dieſen Gründen iſt das erarbeitete Kapital 
dem RNenteneinkommen gegenüber zu ſchützen. Es 
muß ihm eine ähnliche Steuerfreiheit eingeräumt 
werden, wie fie das Geſetz vom Veichsnotopfer 
(§ 18) dem in der Landwirtſchaft inveſtierten Ra- 
pital gegenüber vorſieht, allerdings unter beſtimm⸗ 
ten Einſchränkungen. Durch eine rein ſchematiſche 
Geſtaltung des Neichsnotopfers wird auf keinen Fall 
die Produktion gehoben, noch können die Steuer⸗ 
einnahmen geſteigert werden. — Eine ſehr ſcharfe 
Kritik an dieſem Geſetz übt Prof. Dr. Wygo⸗ 
dimski in einem Artikel 

Reichsnotopfer und Weltwirtſchaft 


in der „Kölniſchen Zeitung“ (29. Aug.). 
Das Reih muß für eine etwaige Schuldabtragung 


y *) Der Vorſchlag wurde in einer Aufſatzreihe 
Pinners näher ausgeführt (ſ. Plutus Nr. 19/20, 
Revue der Preſſe). D. Ned. 


311 — 


auf das Vermögen ſeiner Bürger zurückgreifen. Durch 
die ihm durch die Kapitalſteuern zufallenden Ka⸗ 
pitalien oder als Anteileigner an den Betrieben 
ſolcher Steuerzahler, die nicht in der Lage wären, 
den Steuerbetrag aus ihrem Betriebe herauszu⸗ 
ziehen, beſteht die Möglichkeit, daß das Reich 
ſelber zum Produzenten wird. Auch hierdurch werde 
aber der Kredit des Reiches kaum gehoben werden, 
da die öffentlichen Betriebe ſich in der Regel 
ſchlechter rentieren als die privaten. Daneben muß 
unbedingt mit der Abwanderung intelligenter Köpfe 
in das Ausland gerechnet werden, da ihnen dort 
beſſere Erwerbsmöglichkeiten geboten werden — eine 
immerhin verſtändliche, wenn auch patriotiſch nicht 
zu billigende Handlungsweiſe. So wird die Ver⸗ 
mögenskonfiskation zu einer Abwanderung des 
Kapitals und der kapitalbildenden Faktoren nach dem 
Ausland. Zu dieſer Produktion iſt Kapital nötig, es 
bietet ſich dem Ausland die beſte Gelegenheit, die ent⸗ 
werteten Betriebe zu entwerteter Valuta zu kaufen, 
und dank eben dieſer Verhältniſſe werden Rohſtoffe 
und Arbeiterlöhne ihnen beträchtlich billiger kom⸗ 
men, das Unternehmen wird ſich alſo für ſie ren⸗ 
tieren. Das fremde Kapital wird wahrſcheinlich in 
der Form von Aktiengeſellſchaften inveſtiert werden, 


der fremde Unternehmer ſieht in dem deutſchen Ar⸗ 


beiter nur die Wirkung — die Vernichtung des 
deutſchen Kapitals wendet ſich alſo ebenfalls 
gegen den Arbeiter. So zerſtöre das 
Reichsnotopfer — daneben auch die Reichserbſchafts⸗ 
ſteuer — die eigene Produktivität und räumt die 
letzten Hinderniſſe für die wirtſchaftliche und damit 
ſoziale Fremdherrſchaft weg. — Aus eben diejem 


Grunde verlangt Hans Goslar in der 
„Deutſchen Allgemeinen Zeitung“ 
(25. Aug.) 


Schutz für unſere Attiengeſellſchaften. 


So wünſchenswert es teilweiſe auch ſei, daß kapital⸗ 
kräftige Bank⸗ und Induſtriekonzerne des Auslands 
ihr Vertrauen auf die Zukunft der deutſchen In⸗ 
duſtrie durch Beteiligung an deutſchen Geſellſchaften 
bekunden, ſo dürfe keineswegs die Gefahr für unſere 
Induſtrie überſehen werden, wenn das Ausland in 
den Beſitz von Majoritäten des Aktienkapitals 
deutſcher Unternehmungen gelangt iſt. Denn in die⸗ 
ſem Augenblick können wir nicht eine Preispolitik 
verhindern, die vor allem den Intereſſen des 
Auslandes, nicht aber denen deutſcher 
Erzeuger und Konſumenten dient. 
Außerdem: es iſt unſer Beſtreben, durch unſere tech⸗ 
niſche Leiſtungsfähigkeit in der Herſtellung von Quali⸗ 
tätswaren und Maſchinen einen Teil der uns vers 
loren gegangenen Abſatzmärkte wiederzugewinnen. 
Dies wird unmöglich gemacht, ſobald in ſolchen erſt⸗ 
klaſſigen Betrieben fremdes Kapital die Oberhand 
bekommt, jo daß nominell zwar deutſche, in Wirt- 
lichkeit aber ausländiſche Intereſſen vertreten wer⸗ 
den, eine Gefahr, die in dieſem Augenblick ſchon ſehr 
groß iſt, da infolge unſerer Valuta dem Auslande 
die Aktienankäufe zu Spottpreiſen möglich find. Um 
dem vorzubeugen, muß zu einer Aenderung 
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des Akttienrechtes durch Notverordnung 
geſchritten werden, und zwar in der Art der Beſtim⸗ 
mungen auf die Staatsangehörigkeit der Aufſichts⸗ 
ratsmitglieder unſerer großen Schiffahrtsgeſell⸗ 
ſchaften. So das Statut des Norddeutſchen Lloyd: 
Zu Vorſtandsmitgliedern oder deren Stellvertretern 
können nur im deutſchen Reichsgebiet wohnhafte 
Reichsangehörige ernannt werden. (1913) Da es 
nunmehr möglich iſt, daß das ausländiſche Kapital 
zur Erreichung ſeiner Ziele deutſche Strohmänner 
vorſchiebt, müſſe man ein Aufſichtsamt 
für das Aktienweſen errichten, deſſen Tätig⸗ 
keit vor allem vorbeugender Art ſein ſoll. Dieſes 
Amt müſſe einen beſonderen Ueberwachungsdienſt 
der Vorgänge an der Börſe ausüben, um ſofort 
einen ſachkundigen Kommiſſar zu den Sitzungen der 
Aktiengeſellſchaften zu entſenden, hinter denen aus⸗ 
ländiſche Sonderintereſſen zu vermuten ſind. Ferner 
könnten die Inhaberaktien in Namensaktien 
umgewandelt werden, der Handel mit Blanko⸗ 
zeſſionen wird erlaubt, damit der Handel ſich weiter 
vollziehen kann, ſtimmberechtigt in den General- 
verſammlungen ſollen aber die Aktien ſein, die 
in das Aktienbuch der Geſellſchaft eingetragen find. 
Der Verfaſſer ſpricht die Hoffnung aus, daß weitere 
Anregungen zu dieſer die deutſchen Aktiengeſell⸗ 
ſchaften ſehr nahegehenden Frage folgen werden, 
denn eine ſchnelle und energiſche Hilfe eben durch 
die Schaffung des Aufſichtsamts für das Aktien⸗ 
weſen tut not. 


Umschan. 


Herr Dipl.-Ing. W. Speiser, Berlin, 
schreibt; „Eine eigenartige Reklame- 
einrichtung haben verschiedene Posiverwaltungen aufge- 
nommen: Bei der Abstempelung von Briefen mit Stempel- 
maschinen werden die einzelnen Poststücke in bestimmter 
Lage der Maschine zugeführt und hier in der ganzen 
Breite der Vorderseite in der Nähe des oberen Randes 
mit einem fortlaufenden Stempelanfdruck versehen, sodass 
die an der gewöhnlichen Stelle aufgeklebten Freimarken 
mit Wahrscheinlichkeit getroffen werden. Hierbei muss 
also der Stempelaufdruck viel ausgedehnter sein, als es 
zum Anbringen der erforderlichen Postvermerke erforder- 
lich wäre, die der gewöhnliche Ringstempel enthält. Man 
hat nun, nach dem Vorbild Amerikas, das Stempel- 
maschinen wohl zuerst in grösseren Umfange eingeführt 
hat, den gewöhnlichen Ringstempel beibehalten und den 
Zwischenraum zwischen den einzelnen Abdrucken durch 
Flaggen, Kronen, Wappen u. dgl., in neuerer Zeit meistens 
nur durch wagrechte Linien ausgefüllt, um die Entwertung 
der Briefmarken herbeizuführen. Es ist ein recht glück- 
licher Gedanke, diesen seiner Form und seinem Inhalt 
nach sonst ganz gleichgültigen Zwischenaufdruck zu Re- 
klamezwecken auszunutzen, zumal der Abdruck in unge- 
heurer Zahl erfolgt und mit den in alle Verkehrskreise 
gelangenden Postsachen die allerweiteste Verbreitung 
erhält, während die Herstellung durchaus nichts kostet, 
weil ja irgend ein Abdruck eben doch geschehen muss. 
Zunächst hat die Post von dieser Möglichkeit für ihre 


Postreklame, 


eigenen Zwecke Gebrauch gemacht. So kommt seit län- 
gerer Zeit aus Bayern, neuerdings auch auf den Briefen 
im Reichspostgebiet die Mahnung „Nimm ein Post- 
scheckkonto“, während die Schweiz in deutscher und 
französischer Sprache die Mahnung gibt „Postgiro spart 
Noten und Bargeld“. Die Pariser Postverwaltung ver- 
wendet einen Stempel „Bringt eure Briefe zur Post, sobald 
sie fertig sind, sie gehen dann schneller ab“. Aber auch 
anderen öffentlichen Zwecken kann die Einrichtung dienst- 
bar gemacht werden, z. B. mit dem Aufruf der schwei- 
zerischen Postverwaltung „Spart Fleisch“. Eine weitere 
Ausdehnung dieser Reklame auf die Benutzung durch die 
Geschäftswelt ist bisher nicht bekannt geworden. Es 
wäre zunächst auch zu fragen, ob sie überhaupt zulässig 
wäre, Bei den genannten Aufrufen im öffentlichen Inter- 
esse hat wahrscheinlich noch niemand diese Frage auf- 
geworfen, bei einer Benutzung für geschäftliche Zwecke 
könnte aber recht wohl die Betrachtung erhoben werden: 
wem gehört die Schreibfläche eines Briefumschlags oder 
einer Postkarte, und ist die Post berechtigt, sie zu ausser- 
postlichen Aufdrucken und besonders in einem einseitigen 
Erwerbssinne auszunutzen? Die Berechtigung der Post, 
auf den Postsendungen Stempel anzubringen, kann nicht 
bestritten werden, da nach der Postordnung die Möglich- 
keit einer deutlichen Stempelung sowohl auf der Vorder- 
seite als auch auf der Rückseite zur Bestimmung des Begriffs 
„Brief“ gehört (R. G. St. 31, 157) und 2. B. die Anbringung 
von Abbildungen u. a. von der Bedingung abhängig ge- 
macht wird, dass „sie in keiner Weise... die Anbringung 
der Stempelabdrucke und der postdienstlichen Vermerke 
beeinträchtigen“ (P.O. $ 3, II). Ueber die Art und den 
Inhalt der Stempelabdrucke enthält weder das Postgeseir 
noch die Postordnung nähere Angaben; in Ermangelung 
solcher muss indessen angenommen werden, dass sie nur 
den postdienstlichen Erfordernissen — Entwertung der 
Briefmarken sowie Kontrolle der Auslieferung — zu dienen 
haben. Der Freigabe des freien Raumes des Briefumschlags 
für beliebige weitere Aufdrucke, namentlich solche für 
Reklamezwecke, stehen allerdings einige Bedenken ent- 
gegen. Abgesehen davon, dass viele Versender und 
Empfänger von Briefen die Anbringung eines Reklame- 
aufdruckes darauf nach dem allgemeinen Gefühl als un- 
schön und als gegen den guten Geschmack empfinden 
würden, kann in einzelnen Fällen tatsächlich eine erhebliche 
Beeinträchtigung durch einen solchen Aufdruck entstehen. 
So wird ein Schlächtermeister mit dem Aufdruck „Spart 
Fleisch“ nicht xecht einverstanden sein. Auch kann es 
z. B. dem Hersteller einer Seifenmarke nicht gleichgültig 
sein, wenn der Empfänger seines Briefes darauf eine An- 
kündigung einer Wettbewerbssorte liest. Endlich vergegen- 
wärtige man sich den peinlichen Eindruck, den eine Ver- 
gnügungsanzeige, auch selbst nur die Ankündigung einer 
Zigarettenmarke auf einer Traueranzeige erwecken müsste. 
Auf der anderen Seite aber wird man doch wohl sagen 
dürfen, dass derartige Fälle von verschwindender Selten- 
heit sein werden innerhalb der grossen Fülle der beförder- 
ten und gestempelten Postsendungen, so selten, dass man 
sie als kleines Uebel wohl in den Kauf nehmen könnte, 
wenn auf der anderen Seite sich ein erheblicher Vorteil 
ergeben wollte. Und dieser Vorteil müsste in der Tat darin 
gesehen werden, wenn durch eine öffentliche Vergebung 
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dieser Aufdruckmöglichkeit dem Reich eine erhebliche 
Einnahmequelle erschlossen würde. Heisst es doch wahr- 
lich in der heutigen Zeit das Geld für das Reich zu 
nehmen, wo es erreichbar ist. Es sei also der Vor- 
schlag gemacht, die Post möge den gekennzeichneten 
freien Raum in den Maschinenstempeln zur Aufnahme von 
Reklameaufdrucken auf Postsendungen gegen entsprechen- 
des Entgelt der Oeffentlichkeit zur Verfügung stellen. 
Die erforderlichen Rechtsgrundlagen müssten und könnten 
Wohl ohne erhebliche Mühe geschaffen werden, nämlich 
für die Post die Berechtigung, den Aufdruck vorzunehmen, 
für die Postbenutzer die Pflicht, ihn sich gefallen zu lassen, 
allenfalls auch, was schon bei den jetzigen Stempeln viel 
zu wenig geschieht, im eigenen und im öffentlichen Inter- 
esse bei der Anordnung des Aufdrucks und der Aufschriften 
auf den Briefumschlägen im Voraus darauf Rücksicht zu 
nehmen. Die Höhe der mit solcher „Poststempelreklame“ 
erzielbaren Einnahmen ist naturgemäss recht schwer ab- 
zuschätzen. Da indessen, wie bereits gezeigt, die An- 
bringung des Aufdrucks der Post durchaus keine Kosten 
verursacht, — es sei denn das Einsetzen des betreffenden 
Druckstockes, den der Auftraggeber zu liefern hätte, in 
die Stempelmaschine, — kann die Gebühr niedrig gehalten 
werden, während bei der starken Massenverbreitung der 
gestempelten Postsachen ein lebhaftes Interesse bei den 
reklametreibenden Gewerben vorausgesetzt werden kann. 
Es wäre dann freilich trotzdem noch die Aufgabe der Post, 
die entsprechenden Interessenten heranzuziehen. In einem 
ähnlich, wenn auch bei weitem nicht so günstig liegenden 
Falle hat freilich nach dem Urteil von Fachleuten und 
nach dem sichtbar gewordenen Erfolg der entsprechende 
Apparat der Postverwaltung versagt, nämlich bei der Ver- 
gebung einzelner in die Freimarkenhefichen der Post 
zwischen die Briefmarken eingedruckten Reklamemarken: 
diese kleinen Reklamemarken sind nach kurzer Lebens- 
zeit wieder aus dem Freimarkenheftchen verschwunden. 
Eine geeignete Ausgestaltung der Stempelreklame müsste 
den Reklametreibenden die restlose Ausnutzung der ge- 
gegebenen Möglichkeiten gestatten. Die ver fügbare Fläche 
müsste möglichst gross gehalten werden, eine Ausnutzung 
durch alle Möglichkeiten der modernen Reklamezeichnung 
gestattet werden. Form, Geschmack und Individualität 
sollten nur insoweit beschränkt werden, als Uebertreibungen 
und Geschmackswidrigkeiten unterdrückt werden müssten. 
Hierin liegt naturgemäss eine gewisse Schwierigkeit, doch 
kann ein solches Aufsichtsrecht kaum bemängelt werden, 
da es ja eine Behörde ist, die hier die Reklame ver- 
mitteln soll.“ 
Herr Dipl.-Ing. Max Ring- 
Auslandskapital in wald-Augsburg schreibt 
Deutschland. mir: „Zu den Ausführungen 
von Justus in Heft 33/34 des „Plutus“ (Börse und Geld- 
markt S. 285 ff.) über die Gefahren der Ueberfremdung 
unseres Aktienkapitals und ihre Abwehr habe ich folgendes 
zu bemerken: Es müsste bei der Durchführung der dort 
geforderten gesetzlichen Massnahmen unter allen Um- 
Ständen ein Mittel gefunden werden, durch welches es 
ausländischen Aktienbesitzern unmöglich gemacht wird, sich 
durch deutsche Strohmänner vertreten zu lassen. Denn 
dass diese Praxis sofort in grösstem Stile zur Einführung 
käme und dass sich beliebig viele derartige Strohmänner 


finden würden, unterliegt keinem Zweifel. Vielleicht 
würde eine Verordnung Erfolg haben, wonach das Stimm- 
recht für Aktien, die sich im Besitze von Ausländern be- 
finden, durch die Reichsregierung ausgeübt wird, wobei 
seitens der Reichsregierung als ausführendes Organ die 
Reichsvermögensverwaltung in Betracht käme, deren Ein- 
richtung ohnedies zur ordnungsmässigen Abwicklung des 
Reichsnotopfers erforderlich ist. Damit würde gleichzeitig 
in durchaus erwünschter Weise der Einfluss dieser Stelle 
auf das Geschäftsgebahren der Gesellschaften gestärkt. 
Gleichzeitig müsste jeder der das Stimmrecht auf einer 
Generalversammlung ausüben will, verpflichtet sein, auf 
Verlangen des Reichsvertreters Nachweis darüber zu 
führen, wer Eigentümer der von ihm vertretenen Aktien 
ist. Eine derartige Einrichtung würde zum mindesten stark 
vorbeugend wirken, ohne dass durch sie der Börsenverkehr 
erschwert oder der Zufluss von mässigen Mengen aus- 
ländischen Kapitals, soweit es nicht Sonderinteressen dient, 
verhindert wird.“ 


“ * 
* 


fn. Die Dringlichkeit der Frage, ob wir dem Erwerb 
deutscher Industrieunternehmungen durch Ausländer, zudem 
der Stand unserer Valuta ausserordentlich anreizt, gesetzliche 
Schranken ziehen sollen, wird immer stärker offenbar. Wohl 
schwirren oft unbestätigte Gerüchte über derartige Erwer- 
bungen umher, aber einige wichtige Fälle (z. B. der Verkaufder 
Aktien der Rheinischen Möbelstoffwebereien durch die Firma 
Mosse & Sachs in Berlin an ein englisches Konsortium) sind 
bereits zweifelsfrei festgestellt. Praktisch ist es gleich- 
gültig, ob Aktienmehrheiten, Anteile von Gesellschaften 
m, b. H. oder Privatfirmen aufgekauft werden. Die Vor- 
schläge von Justus mit den vorstehenden Ergänzungen 
leiden deshalb von vornherein daran, dass sie einseitig 
nur Unternehmungen in der Aktienform vor dem Ueber- 
gang in ausländische Hände schützen, Ausserdem ist zu 
berücksichtigen, dass, wie von allen Seiten zugegeben 
wird, ein Zustrom ausländischen Kapitals an sich für 
unsere Wirtschaft unter den obwaltenden Verhältnissen 
erwünscht ist. Es ist nun ausserordentlich schwer, bei 
der Abwehr fremder Kapitalsherrschaft eine allgemeine 
Abschreckung zu vermeiden. Die Gefahr der Abschreckung 
wäre sehr leicht gegeben, wenn so weitgehende Ausnahme- 
bestimmungen für ausländische Aktionäre in Kraft gesetzt 
würden, wie sie in den erwähnten Vorschlägen gefordert 
werden. Der Hinweis von Ringwald auf die Strohmänner, 
die sich jederzeit zur Vertretung von den Interessen 
unserer Volkswirtschaft entgegengesetzten Bestrebungen 
finden würden, scheint mir auf den Weg zu führen, der 
zweckmässig gegangen werden sollte. Keine Ausnahme- 
gesetzgebung für Ausländer, sondern allgemeine Ein- 
schräukung der Verfügungsfreiheit über deutsche Pro- 
duktionsmittel, sobald Privatinteressen mit den Interessen 
der Gemeinschaft in Widerspruch geraten. Die Schädigung 
der deutschen Volkswirtschaft kann auch durch deutsche 
Unternehmer, die rücksichtslos Sonderinteressen vertreten, 
erfolgen und sie braucht keineswegs immer durch den 
ausländischen Kapitalisten, der in Deutschland arbeitet, 
gegeben zu sein. Bei der Erörterung des Verkaufsprojektes 
des linksrheinischen Besitzes der Gelsenkirchener Berg- 
werks-A.-G. habe ich im „Plutus“ (S. 119) darauf hin- 
gewiesen, dass die Voraussetzung für eine wirkliche 
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Sozialisierung der Wirtschaft, für den Schutz der Gemein- 
wirtschaft, eine Umbildung des Eigentumsbegriffes an 
Produktionsmitteln ist. Die Verfügungsfreiheit des ein- 
zelnen über Produktionsmittel muss ihre Grenze dort finden, 
wo sie in Konflikt gerät mit den gemeinwirtschaftlichen 
Produktionsinteressen. Die Oberhoheit des Staates über 
das Privateigentum muss es dem Staat oder dem Gemein- 
wirtschaftskörper, dem er das Hoheitsrecht delegiert, er- 
möglichen, jederzeit eine den Gesamtinseressen wider- 
sprechende Wirtschaftsweise von Unternehmungen in 
Deutschland zu unterbinden und die Einfügung in die 
volkswirtschaftlich gesunde Produktionspolitik zu sichern. 
Eine Gesetzgebung, die diese soziale Umformung des 
Eigentumsbegriffes schaffen würde, böte, ohne den Charakter 
der Ausnahmehestimmungen gegen Ausländer zu haben, 
alle Handhaben, um schädliche Einflüsse des Auslandes 
auszuschalten. Sie würden aber darüber hinaus auch die 
Grundlage bieten zur allgemeinen Bekämpfung eines volks- 
wirtschaftlich schädlichen Aussenseitertum obne Rücksicht 
auf die Nationalität des Unternehmers. Die Sondergesetz- 
gebung gegen Ausländer, oder sogar nur gegen aus- 
ländische Aktionäre wäre ein unzulängliches Vorgehen 
gegen eine einzelne Erscheinung, das mit allen Fehlern 
der Halbheit behaftet wäre. Die allgemeine Begrenzung 
der privaten Verfügungsfreiheit über die Produktionsmittel 
wäre hingegen ein Schritt zum gemeinwirtschaftlichen 
Aufbau, 


Börse und Geldmarkt. 


Seitdem wir das letztemal hier über die gegen- 
wärtig aktuellsten Probleme, die Massnahmen gegen die 
Kapitalsabwanderung, gesprochen hatten, hat das Reichs. 
finanzministerium einen nicht sehr erhebend wirkenden 
Rückzug angetreten. Nach einer Konferenz mit den Bank- 
sachverständigen hat Reichsfinanzminister Erzberger er- 
klärt, an dem Plan des Notenumtausches nicht weiter 
festhalten zu wollen. An dieser Stelle ist das Projekt 
des Notenumtausches sympatisch behandelt worden und 
auch heute noch, nachdem der geistige Vater des Ge- 
dankens sein Kind verleugnet hat, muss gesagt werden, 
dass die Durchführung der Idee unserer Valuta durchaus 
zum Nutzen hätte gereichen können. Die Fachkreise haben 
viel von den unüberwindlichen Schwierigkeiten gesprochen, 
die sich der technischen Ausführung des Projektes hemmend 
in den Weg gestellt haben würden. Diese „unüberwind- 
lichen“ Schwierigkeiten bestehen aber nicht. Grosse und 
nicht leicht zu nehmende Hindernisse waren allerdings 
vorhanden. Sie zeigten sich nicht so sehr beim Um- 
tausch der im Inlande kursierenden Noten, der, bei ge- 
schicktem und von kaufmännischem Geist getragenen 
Ausbau des bargeldlosen Zahlungsverkehrs zweifellos hätte 
ohne grosse Störungen des Geldverkehrs vor sich gehen 
können. Sie waren vielmehr nur für den Umtausch der 
im freien Auslands verkehr umlaufenden Noten vorhanden. 
Es scheint uns aber, dass es keineswegs unmöglich ge- 
wesen wäre, mit dem Ausland, das doch an der Sanierung 
der deutschen Valuta und der damit verbundenen Kräftigung 
des deutschen Absatzmarktes ein jetzt wieder täglich 
wachsendes Interesse hat, zu einem Arrangement zu 
kommen, das auch den Umtausch der dort kursierenden 


Noten und wohl auch die Umwandlung grosser Bestände 
in Guthaben bei deutschen Banken ermöglicht hätte. 
Nach wie vor soll erklärt werden, dass die — psychologisch 
sehr leicht vorauszusehende — Wirkung des Notenum- 
tausches gewesen wäre, dass in der Tat der Umlauf sich 
bedeutend verringert hätte. Man soll nur einmal sehen, 
welche gewaltigen Bestände an Papiergeld in den Händen 
oder vielmehr Truben und Betten der süddeutschen Bauern 
liegen. Hier kann man ganze Säcke voll gehamsterten 
Papiergeldes finden. Wenn nun einmal erst die Furcht vor 
der Ungültigerklärung diese Gelder aus ihren Verstecken ker- 
bervorgebracht hätte, wenn schon einmal der so gern 
nach aussen hin als unbegütert erscheinende und ärmlich 
tuende, geheimnisskrämerische Bauer dem Steueramt seinen 
Geldbesitz hätte deklarieren müssen, so wäre es dann 
auch geschickter Bearbeitung möglich gewesen, diese 
Gelder aus dem Dunkel unproduktiver Verstecke der 
produktiven Anlage allmählich zuzuleiten oder in Guthaben- 
form anzulegen, Das alles gilt natürlich nicht nur für 
die Bauernschaft, sondern für alle anderen Geldhamsterer- 
kreise. Freilich hätte die ganze Angelegenheit so geregelt 
werden müssen, dass — bei völliger Unorientiertheit der 
Oeffentlichkeit — sofort blitzschnell nach der Ankündigung 
die Einberufung der grossen Nolen erfolgte, so dass die 
diesmal vorher zu beobachtenden Angstverkäufe (auch ins 
Ausland) unterbleiben müssten. — Der grosse Tumult, 
den das viel zu frühzeitige Bekanntwerden des Planes in. 
der Oeffentlichkeit verursachte und der — durchaus nicht 
wie hier schon gezeigt wurde in Kausalzusammenhang 
allein hiermit stehende — Valutarückgang haben nun an- 
scheinend die Finanzkreise kopfscheu gemacht, und sie zu 
einem so entschiedenen Widerstand gegen Erzberger ver- 
anlasst, dass selbst dieser nicht so leicht von seinen 
Plänen abzubringende Minister es für richtiger hielt, zur 
Retirade zu blasen. — Wer diesen Abschluss der Noten- 
umtausch-Aktion nicht ohne Bedauern sah, dem war ein 
ausgezeichneter Artikel der „Frankfurter Zeitung“ aus der 
Seele geschrieben, in der mit verdienter Ironie auf die 
bisher rein negaliv-kritische Mitarbeit der sachverständigen 
Finanzkreise an den Plänen des Reichsfinanzministeriums 
hingewiesen wurde. In der Tat hat man von führenden 
Finanzkreisen aus bisher noch nicht allzuviel getan, um 
dem Reichsfinanzminister, dessen Dilettantismus man be- 
kämpfte, Wege zu weisen, auf denen man, ohne in die 
Gefahr des „Dilettierens“ zu geraten, uns aus dem Sumpf 
herausführen könnte. Die kommende Prämienanleihe 
wird gerade den Finanzkreisen Gelegenheit geben, zu 
zeigen, dass es ihnen mit der tatkräftigen Mitarbeit ernst 
ist. Aber daneben müssen sie unbedingt stärker als bisher 
und vor allem freiwillig ihre Kräfte in den Dienst der 
Verhütung der Kapitalabwanderung stellen. 

Wenn vorhin gesagt wurde, dass der Notenumtausch 
grosse thesaurierte Notenbestände zur produkliven Arbeit 
hingeleitet hätte, so wäre dem gewiss enigegenzuhalten, dass 
bei der geringen Unternehmungslust und der herrschenden 
Geldflüssigkeit derartige Anlagen nicht leicht zu finden seien. 
Der Schreiber dieser Zeilen hält sich z. Zt. im Schwarzwald 
auf und hat hier gerade, da er in bezug auf das Erwachen 
unserer Industrie auch recht skeptisch gestimmt war, mit 
Freude gesehen, wie mancherorts doch schon ein Auf- 
blühen zu beobachten ist. Die Pforzheimer Bijouterie- 
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Industrie z. B. erhält wieder grosse Aufträge, arbeitet 
auch stramm und ist vor allem konkurrenztähig. Ich habe 
selbst mit bedeutenden südafrikanischen Einkäufern ge- 
sprochen, die eigens herübergekommen waren, um ihre 
Pforzheimer Beziehungen wieder anzuknüpfen und dabei 
gehört, dass, sowohl, was die Preise für Juwelen an sich 
als auch für die Qualitätsarbeiten in Gold, Silber und 
anderen Metallen anbetrifft, Pforzbeim noch so arbeitet, 
dass die Südafrikaner lohnend einkaufen können. Gelingt 
es uns, unsere Juwelenbestände zugleich mit deutscher 
Arbeit, nämlich mit den Qualitätsarbeiten der Pforzheimer 
Goldindustrie zu guten Preisen abzustossen, so wäre das 
erfreulich. Denn ein verarmtes Volk wie das unsere 
braucht keine Brillauten und Perlen, sondern Lebensmittel 
und Rohstoffe. Und doppelt erfreulich ist, dass man aus 
den Aeusserungen der Einkäufer heraushörle, dass die 
Arbeit der Pforzheimer Qualitätsindustrie nach wie vor 
so unübertroffen gut sei, dass man, wenn nur England 
die Einfuhr- resp. Ausfuhrverbote aufheben werde, ‚Pforz- 
heim auch neues Edelmetall zur Weiterverarbeitung über- 
weisen werde. Wenn nur gearbeitet wird — wir kommen 
durch! Justus. 


Plutus-Merkialel. 


Man notiere auf seinem Kalender vor:) 


— —ßð—ũ n —ů— — 

G.- F.: Aktien -Verein des Zoologischen 
Gartens zu Berlin, Waggonfabrik Uer- 
dingen, Berliner Elektrische Strassen- 
bahnen, Liegoitz - Rawitscher Eisen- 
bahn-Gesellschaft, Zuckerfabrik Jülich 
Alexander Schöller & Co. 


Mittwoch, 
10. September 


G. - P., Sächsische Textilwerke Methner 
& Frahne, Gladbacher Textilwerke vorm. 
Schneiders & Irmen, Metallindustrie 
Schönebeck, August Wegelin Akt.-Ges. 
für Russfabrikation, Elbschlossbrauerei 
Nienstedten, Brauerei Engelhardt. 

a ee —— ————— 

G. V.: Haffuferbahn Akt.-Ges., Deutsche 
Elektrizitätswerke in Aachen - Garbe 
Lahmeyer & Co. 

@.-V.: Paulinenaue-Neu-Ruppiner Eisen- 
bahn - Gesellschaft, Neu- Rahnsdorf 
Terrain-Akt.-Ges. 

| Ironage-Bericht. — Bankausweise London 
Paris. — @.-V.! Zeitzer Eisengiesserei 
und Maschinenfabrik. 

@.-V.: Oppeiner Aktienbrauerei und 


Montag, 
15. September 


Dienstag, 
16. September 


Mittwoch, 
17. September 
Donnerstag, 
18. September 


19 e Presshefefabrik, Holzverkohlungs- 
DREPE uE industrie Akt.-Ges. Konstanz. 

Bankausweis New-York. — BReichsbank- 

ausweis. — @.-V.: Ver. Fassfabriken 


Cassel, Westfälische Metall- Industrie 
Akt.- Ges. Lippstadt, Wilbelmshütte 
Akt.-Ges. Saalfeld, Nähmaschinenfabrik 
Adolf Knoch Akt.-Ges., Terra Akt -Ges, 
für Samenzucht, Hamburgische Elek- 
trizitätswerke, Neptun Schiffswerft und 


Sonnabend, 
20. September 


Maschinenfabrik Rostock. — Schluss 
der Einreichungsfrist Aktien Heinrich 
Lapp. 


@.-V.: Königsberg-Cranzer Eisenbahn. 
— Schluss der Annahmefrist Aktien 
Kammerich-Werke Akt.-Ges. 

@.-V.; Niederlausitzer Eisenbahn-Gesell- 
schaft, Sächsische Nähfadenfabrik vorm. 
R. Heydenreich. 


Verlosungen: 


Montag, 
22. September 


Dienstag, 
23. September 


Donnerstag, 

11. September 
Freitag. 

12. September 


Sonnabend, 
13. September 


Ironage- Bericht. — Bankausweise London, 
Paris. 

@.-V.: Baroper Walzwerk Akt.-Ges., Hoch- 
seefischerei Bremerhaven. 

Bankausweis New-York. — Keichsbank- 
ausweis. — G.-V.: Bayrische Hart- 
stein - Industrie Akt. - Ges., Tapeten- 
Industrie Akt.- Ges., Norddeutsche 


14. September: 5% Russische 100 R. 
(1866), Serb. Tabak 10 Fr. (1888). 
15. September: 3% Egypt Credit 
foncier 250 Fr. (1886, 1903, 1911), 2% 
Stadt Brüssel 10 Fr. (1903), Freiburg 
10 Fr. (1878), 2% Lüttich 100 Fr. 
(1905), 4% Paris 500 Fr. (1865). 
16. September: Stadt Mailand 10 Fr. 


Hochseefischerei Geestemünde, Phönix 
Akt,-Ges. für Herd- und Ofen-Industrie. 


D Die Merktafel gibt dem Wertpaplerbesitzer Über alle für Ihn 
wichtigen Ereignisse der kommenden Woche Aufschluss, u. a. über 
@eneralversammlungen, Ablauf von Bezugsrechten, Markttage, 
Liqui dationstage und Losziehungen. Ferner finden die Interessenten 
darin alles verzeichnet, worauf sio an den betreffenden Tagen in 
den Zeitungen achten müssen. In Rursiv-Schrift sind diejenigen 
n gesetzt, die sich anf den Taz genau nicht bestimmen 
sanon. 


Warenmarktpreise im August 1919. 


(1866). 22. September; 2%, 28/0 
und 3% Credit foncier 500 und 250 Fr. 
(1892, 1895, 1912). 25. September: 
2½ und 2°/,%, Stadt Paris I. und III. 
Metro (1899, 1910). 30 September; 
Lenzburg 40 Fr. (1883), 3%, Freiburg 
Gemeinde 50 Fr. (1887), Braunschweiger 
20 Tir. (1868). 


P 15. 22. 29. 
Weizen New York (Winter hard Nr. 2) 237½ 237½ 237½ 237½ 237½ cts. per bushel 
r 189), 180 185¼ 184¼ 177 cts, per bushel 
Kupfer, standard London 1020 900 98. 993/3 MRR per ton 
Kupfer, electrolyt London . . . » || 110—115 | 105—118 | 105—114 | 110—112 | 110—120 E per ton 
Zn eee e ee 270 260%), 266 274½ 271 £ per ton 
A don S 44% 42 ½ 381/,—39 | 39—401, | 40—41 37½ů́— 38% Æ per ton 
Blei Londooen. 24-24% 24½— 24% 25.25% 24 / 255% 24 ö —25% ( per ton 
bebe 34/0 34/6 | 35/0—36/0 | 35/0—36/0 | 35/0—36/0 | sb/d per ton 
De eee Mas: 55 / EIA 59 60,25 8 d per Unze 
Baumwolle loco New Vork 35,70 32,15 SS Uz 311, 32,05 cts, per Pfd, 
Baumwolle Liverpool. 19,88 18,53 == 19,46 19,48 d per Pfd. 
Sehmalza Chicago Mr. I 33,65 31,15 30,05 29,521% 27,62'/, | Doll. per 100 Pfd. 
Petroleum New Vork 17525 W23 125 17,25 19.25 cts. per Gallone 
Kaffee New York Rio Nr. 7 23,09 22a 215/5 213/5 19/8 cis. per Pfd. 


** 
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Plutus-Archiv. 
eue Literatur der Molfswirkfchaft und des Rechts. 


(Der Heranzgsben des Pla tus behllt sich vor, die hier aufgeführten Eingänge an Neuerscheinungen besonders sè 
besprechen. Vorläufig werden sie an dieser Stelle mit ausführlicher Inhaltsangabe registriert.) 


(Alle in dieser Rubrik erwähnten Bücher sind von jeder Buchhandlung des In- und Auslandes, ausserdem aber auch zog 
Vorsingendung den Botrages oder gegen Nachnahme von der Soriiments-Abteilung des Plutus Verlages zu besichen.i 


Zehn politische Briefe. Eine volkstümliche Einführung 
in allgemein-politische Fragen. Von Fritz Bonsens. 
Breslau 1919. Verlag von Wilh. Gottl. Korn. Preis 
cH 2, 75. 

Grundsätze der Sozialisierung. Von Dr. Ludwig 
Stephinger,a.o. Professor an der Universität Tübingen. 
Tübingen 1919, Verlag von J. C. B. Mohr (Paul Siebeck). 
Preis o% 6,—. 

Theoretische Einleitung. Die Entwicklung der Wirt- 
schaftslehre. — Naturwissenschaftliche Wirtschaftslehre. — 
Die Synthese der Wissenschaften. — Die bisherige Ent- 
wicklung: Die Einleitung der Akte des Wirtschaftens. — 


Die Arten des wirtschaftlichen Verfahrens. — Zusammen- 
fassung. — Der Sozialismus: Die Grundgedanken des 
Sozialismus. — Einwände gegen den marxistischen So- 
zialismus, — Sezial und sozialistisch. — Eigentum und 


Privateigentum. — Die Grundsätze der Sozialisierung: Die 

Ziele. — Die Organe, — Synthese in Theorie und Politik, 

Selbstbestimmung. Wirtschaft. Völkerbund, Ge- 
danken über den wirtschaftlichen und politischen Neu- 
aufbau Europas. Von Geza Lukacs. Berlin 1919, 
Verlag von Theodor Lissner (Bruno Hagenau). Preis 
geb. A 3,80, geb. & 5,50. 

Sozialismus. Von Robert Wilbrandt. 1,—5. Tausend. 
Jena 1919. Verlegt bei Eugen Diederichs. Preis geh. 
A 15,—, geb. HM 18,—. 

Vorwort. — Zueignung. — Die Wurzeln des Sozialis- 
mus. — Die Unwirtschaftlichkeit in Volks- und Weltwirt- 
schaft. — Aufkeimende Praxis: Freie Gemeinwirtschaft, — 
Zwangswirtschaft. — Sozialisierung: Der Aufbau der Ge- 
meinwirtschaft. — Die dringendsten Erfordernisse: Kohle 
und Brot. — Schlussworte, 

Handeishochschule Berlin. Amtliches Verzeichnis des 
Personals und der Studierenden. Sommersemester 1919, 
Verlag der Korporalion der Kaufmannschaft von Berlin. 
Preis c# 0.30. 

Deutschlands Finanz- und Handelsgesetze in und 
nach dem Kriege. Gesetze, Verordnungen und Be- 
kanntmachungen aus dem Bank-, Börsen-, Devisen- 
verkehr, Währungs-, Finanz- und Steuerwesen, Handels-, 
Wechsel- und Scheckrecht. Band II (abgeschlossen Ende 
April 1919). Zum Handgebrauch für Praxis und Wissen- 
schaft herausgegeben und mit Anmerkungen versehen. 
Von Joh. Notzke, Bibliothekar der Reichsbank. Berlin 
1919. Carl Flemming Verlag A.-G. Preis # 10,—. 

I. Finanz- und Steuerwesen: Reichsbank und Privat- 
notenbanken. — Bargeldloser Zahlungsverkehr. — Zahlungs- 


verkehr mit dem Ausland. — Reichskassenscheine und 
Banknoten, — Darlehnskassen. — Sonstiges Münzwesen. 
— Börsenverkehr. — Zölle und Steuern. — Stempel- 


abgaben. — Reichshaushaltsetat.— Zahlungsverbote, Ueber- 
Wachung und Verwaltung ausländischer Unternehmungen. 
— Zahlungsfristen und Zahlungsvereinbarungen. — Sonstige 
Massnahmen. — II. Handels-, Wechsel- und Scheckrecht: 
Handelsrecht im allgemeinen, — Zwangsversteigerung und 
Zwangsverwaltung. — Wechsel. — Fristen des Wechsel- 
und Scheckrechts. — Postprotest. — Postscheckgesetz und 
Postscheckordnung. — Anhang. Nachtrag. — Zeitliche 
Uebersicht der abgedruckten Gesetze, Verordnungen usw. 
Neubuddhistische Zeitschrift. Kommissionsverlag 
Gustav Brauns, Leipzig. Preis des Einzelheftes # 3,50. 
Sommerheft: Channovadesutta, — Der Selbstmord im 
Buddhismus. — Ueber Neubuddhismus, — Das Ergebnis. 


F sd 


Abschreibungen und Steuer. Von Jacob Mos er, 
Diplom-Handelslehrer, Direktor der Nationalen Treu- 
handgesellschaft in Frankfurt a. M., beeidigter Sach- 
verständiger für die Gerichte des Landgerichtsbezirks 
Frankfurt a. M. und des Oberlandesgerichts daselbst. 


II. Auflage. Ber iu 1919. Industrie-Verlag Spaeth 
& Linde. Preis HM 8—. 

Von den Abschreibungen. — Abschreibungsarten. — 

Abschreibungstabellen. — Abschreibung und Steuern, — 


Entscheidungen des Preussischen Ober verwaltupgsgerichts. 

— Kriegssteuergesetz und Abschreibuogen. 

Grundlagen und Bausteine der Revolution. Studien 
zwischen Kıieg und Frieden. Von Erich Marx, Dr, 
jur, et phil., Redakteur der „Berliner Volkszeitung“, 
Berlin 1919. Verlagsanstalt Arthur Collignon. Preis 
ch 1,50. 

Das politische System. — Der Krieg, — Elsass-Lothrin- 
gen. — Bürgerliche Demokratie. — Wir stürmen voran. 
— Die Persönlichkeit im Wirtschaftsleben. — Der Umbau 
der Volkswirtschaft, — Umgekehrter Sozialismus. — Re- 
formatorischer Bolschewismus. — Ueberdemokratie, — 
Die Organisation der Erde, 

Steuer oder Ertragsanteil? Von Theodor von 
Pistorius. Jena 1919. Verlegt bei Eugen Diederich 
Preis c# 1,80. 

Einleitung. — Der Bedarf und das Volksvermögen 
und Volkseinkommen. — Die direkten und indirekten 
Steuern. — Steuerscheu und Steuerkampf. — Neue Er- 
hebungsformen. 

Der Aufbau der Gemeinwirtschaft. Denkschrift des 
Reichswirtschaftsministeriums vom 7. Mai 1919. Jena 
1919. Verlegt bei Eugen Diederichs. Preis o% 2.20. 

Wirtschaftliche Selbstverwaltung. Zwei Kundge- 
bungendesReichswirtschaftsministeriums. VonR.Wissell 
und W. von Moellendorff. Jena 1919. Verlegt bei 
Eugen Diederichs. Preis o% 1,50. 

Zeitschrift für die gesamte Staatswissenschaft. 
In Verbindung mit Professor Dr. G. Cohn in Göttingen, 
Ober-Verwaltungsgerichtsrat Prof. Dr. F. v. Martitz in 
Berlin, Kaiser]. Unterstaaissekretär 2. D. Prof. Dr. G. 
v. Mayr in München, Prof. Dr, A. Voigt in Frankfurt 
a. M., Dr. Freiherr von Weichs, Ministerialrat am 
Handelsministerium in Wien. Herausgegeben von Dr. 
K. Bücher, o. Professor an der Universität Leipzig. 
Tübingen 1919, Verlag der H. Laupp'schen Buch- 
handlung. Preis für deu Jahrgang c# 20.—. 

Heft 2. Arbeitsstättenwanderung, Von Heinz Christ. 
Göbel. — Zum Begriff des politischen Verbrechens in den 
Auslieferungsverträgen. Von Werneburg. — Das System 
Davis Ricardos. Von J. St. Lewinski. — Versicherungs- 
wesen, Das Deutsche. — Produktionslasten und Pro- 
duktionsertrag der Industrie in den Vereinigten Staaten 
von Amerika. Von II. Fchlinger. — Genossenschaftliche 
Literatur. Von Robert Deumer, — Der holländische 
Schiffbau. Von Ernst Schultze. 


Gesammelte Schriften. Von Kurt Eisner. Berlin 1919. 
Verlegt bei Paul Cassirer. 2 Bände. Preis geh. o% 26,—, 
geb. oA 34,—. 

Band I. Wir Toten auf Urlaub. — Letzter Marsch. — 
Krieg. — Drei Szenen. — Jaurés. — Völkerrecht. 
Theo:ien und Phantasien vom ewigen Frieden. — Die 
Theorie des grossen Krieges. — Die Neunte, das Werk 
der Zeit. — Krottingen. — Das Kursbuch der Welt- 
geschichte. — Bismarck über Kriegführung und Kriegs- 
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ziele. — Preußen, Iialien, Oesterreich. Zur Naturgeschichte 
diplomatischer Verhandlungen und Verträge. — Die Presse 
im Kriege. — Die Wiener Kongress-Akte. — Hus, — Die 
Angst der Toten. — Hat es ein Sozialistengesetz gegeben? 
— Zusammenbruch! Ein Jahreswendgespräch. — Die 
Lebenswinde. — Mensch — Ersatz — Würfel. — Die vier 
Könige. Die Urform einer evangelischen Erzählung. — 
Das Abreiss-Gehirn. — Die Austrocknung des heiligen 
Geistes. — Aus Tagheflen. — Kleine Kriegsmärchen. — 
Marx-Feier. — Die Heeresstrasse zum Abgrund, ~- Das 
gelbe Zeichen. — Wir haben genug! Der goldene Magnel- 
berg. -— Sozialdemokratie und Staatsform. Eine öffentliche 
Diskussion zwischen Kurt Eisner und Karl Kautsky, — 
Der Sultan des Weltkrieges. — Die Tragikomödie des 
deutschen Liberalismus. — Anekdoten vom Tage. — Luise, 
Eine Heiligengeschichte aus dem 19. Jahrhundert. — Die 
Meineidslnde von Essen. — Chefredakteur Wilhelm. — 
Die Steuerlampe. Plan einer Zeitschrift. — Meinungs- 
betrieb. — Press- Probleme. — Dynastische Geschichts- 
auffassung. — Aus der Panther-Zeit. — Die hohen Stühle. 
— Hertling. — Die Kabinettsorder von 1820. — Der 
Gessler-Hut. 

Band II. Das ewige Friedensmanifest. — Ein Fried- 
hof der Lebenden. — Kommunismus des Geistes. — Religion 
des Sozialismus. — Sieben Briefe an eine Freundin, — 
Die ewigen Arbeiter. Eine soziale Wanderung. — Unter 
der Sonne. — Festlicher Kampf. — Die Kindesmörderin, 
— Vom unheiligen Weltgeist. — Eine Pfingstlegende. — 
Der Zuhälter. Eine Erinnerung. — Die neue Lehre von 
Bethlehem. — Kopenhagen. — Revolutionäre Humanität. 
— Zum Gedächtnis Herders. — Kant. — Der Philosoph des 
sozialen Enthusiasmus (Fichte). — Ueber Schillers Idealis- 
mus. — Das klassische Elend. — Der punktierte Goethe, 
— Das Preussentum Heinrich Kleists., — Karl Marx: 
Kunstauffassung. — Arno Holz: Ignorabimus. Ein Weck- 
ruf, — Jonathan Swift. — Marie-Joseph Chenier, — Zolas 
Werk. — Strindberg nach der Höllenfahrt. — Beschluss: 
Eropsyche singt vom neuen Leben. 


Die Landkarte Europas. Gestern und morgen. Von 
Georg Engelbert Graf. Berlin 1919. Verlegt bei 
Paul Cassirer. Preis geh. c# 10,—, geb. o% 12.—. 


Vorwort. — Vom Feudalismus zum Kapitalismus, — 
Das politische Kartenbild. — Der Staat und sein Gebiet, 
— Die Grenzen des Staates. — Staat und Mensch. — Staat 


und Wirtschaftsleben, — Staat und Verkehr. — Der Impe- 

rialismus vor Ausbruch des Weltkrieges. — Der Staat und 

sein Gebiet im Zeitalter des Imperialismus. — Die impe- 
rialistische Kolonialpolitik. — Die nationale Frage und der 

Imperialismus. — Das Wirtschaftsleben des imperialistischen 

Zeitalters. — Imperialistische Verkehrspolitik. — Das Chaos 

des Weltkrieges. — Menschen und Völker im Weltkriege. 

— Wirtschaftliche Wandlungen im Weltkrieg. — Die 

Friedensschlüsse des Imperialismus, — Der deutsche 

Frieden. — Der Entente-Frieden. — In Erwartung des 

Völkerftiedens. 

Zur Psychologie der Revolution: Die vaterlose 
Gesellschaft. Von Dr. Paul Federn, Wien. Wien, 
Leipzig 1919. Anzengruber Verlag Brüder Suschitzky. 
Preis c 1,50. 

Die Sozlalisierung der Landwirtschaft. Von Karl 
Kautsky. Mit einem Anhang: Der Bauer als Erzieher. 
Von A. Hofer. Berlin 1919, Verlegt bei Paul Cassirer. 
Preis c 6,— geh. 


Vorwort. — Landwirtschaft und Kapitalismus, — Die 
landwirtschafilichen Arbeitsmittel. — Die ländliche Ar- 
beiterfrage. — Die Maschine in der Landwirtschaft. — 


Grossbetrieb’ und Kleinbetrieb. — Die Landwirtschaft der 
Dorfgemeinde. — Städtische Landwirtschaft. — Landwirt- 
schaft und Sozialismus, — Anhang: Der Bauer als Er- 
zleher: Vorbemerkung. — Die Ausrüstung der Wirtschaft. 
— Die Bodenbestellung. — Die Viehweide. — Die Ernte, 
— Die intensive Viehzucht. — Die Beschäftigung der Land- 
arbeiter im Winter. — Kleinbauer und Sozialismus, — 
Der Grossbetrieb der Zukuntt, 


— 
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Die Bevölkerungsentwicklung nach dem Kriege. 
(Moriantur sequentes Germani 7) Von Dr. Hans Guradze, 
Berlin. Heft 61 der Finanz- und Volks wirtschaftlichen 
Zeithagen. Herausgegeben von Geh. Reg.-Rat, Prof. 
Dr. Georg Schanz in Würzburg und Geh. Reg.-Rat, Prof. 

- Dr. Julius Wolf in Berlin. Stuttgart 1919. Verlag von 
Ferdinand Enke. Preis e% 1,80. 


Die Junggesellenfrage. Ein Beitrag zur Sozialethik 
und Bevölkerupgspoliuk. Von Vilmar Cramer. Köln 
1919, Verlag und Druck von J. P. Bachem. Preis geh. 
A 3, 20, geb. c# 3,80. 

Einleitung. — Stand und Ursachen. — Reform in 

Staat und Gesellschaft. — Schluss. 


Der Krieg in Ursache und Wirkung. Von Roderich 
von Klenitz. Berlin 1619. Verlag von Georg Stilke. 
Preis o 3.—. 

Die Einkreisung Deutschlands. — England. — Die 
Ursache des Krieges. — Die Ursache der Niederlage. — 
Die Entwertung des Menschen. — Der Zusammenbruch, 
— Der Bolschewismus. 


DasReichsnotopfer. Von Staatsminister Dr. Helfferich- 
Berlin 1919. Verlag von Georg Stilke, P. eis o% 0,75. 


Wert- oder Sachabgabe. Von Dr. Heinrich Steinitz 
Wien, Leipzig 1919. Anzepgruber Verlag Brüder 
Suschitzky, Preis , 1,50. 


Der Ingenleur im Auslandsdienst. Von Dipl.-Ing. 
zur Nedden, Berlin. Sonderdruck aus „Technik und 
Wirtschaft“. Berlin 1919. Selbstverlag des Vereins 
deutscher Ingenieure, Preis & 1,05. 


Die Entwertung des Geldes. Eine Untersuchnng der 
Einwirkungen von Kreditanspannung und Geldumlauf auf 
Preisniveau und Valutastand. Zweite durchgesehene 
ufld vermehrte Auflage. Von Dr. jur. u. phil, Rudolf 
Dalberg. Referent im Reichsfinanzministerium. Berlin 
1919. Carl Heymanns Verlag. Preis AH 8.—. 

Problemstellung. — Die Grundlagen des Ge!dweris.. 

— Die Geldentwertung seit dem Weltkriege. Die künftige 

Geldwert- und Valutapolitik. — Anhang. 


Schmollers Jahrbuch für Gesetzgebung, Verwal- 
tung und Volkswirtschaft im Deutschen Reiche, 
Herausgegeben von Hermann Schumacher und 
Arthur Spiethoff. München und Leipzig 1919, Verlag 
von Duncker & Humblot. Preis π 18,—. 


43. Jahrgang, 3. Heft: Die Entstebung des modernen 
Kapitalismus und die Hauptstädte. Von Georg von Below. 
— Die Wiener Revolution des Jahres 1848 in sozial- 
geschichtlicher Beleuchtung. Von Heinrich Ritter von Srbik, 
— Aushungerungskrieg. Englische Sorgen seit 100 Jahren. 
Von Karl Oldenberg. — Die Wirtschaftsblockade im Welt- 
krieg. Von Georg Brodnitz. — Fragen des Preises. Von 
Oskar Engländer. — Die Elemente der Hegelschen Ge- 
schichts- und Rechisphilosophie im Marxısmus.. Von 
Bückling. — Neue Bevölkerungssorgen. Von Eugen Würz- 
burger. — Bedeutung des deutschen Zuckerrübenbaus nach 
dem Kriege vom Standpunkt der Volkswirtschaft. Von 
Otto Auhagen. — Zur Frage des Getreidemonopols. Von 
Hugo Meyer. — Das landwittschaftiiche Genossenschafts- 
wesen im Grossherzogtum Luxemburg. Von Michael Kohl, 
— Verhütung von Rechtsstreitigkeiten in Handel und 
Gewerbe. Von Georg Sievers. — Ausnahmegesetze. Von 
W. von Geldern. 


Obrigkeitsstaat, Richtertum und Anwaltschaft, 
unter besonderer Berücksichtigung des Strafrechts. 
Vorirag gehalten in der Strafrechtlichen Vereinigung 
zu Berlin. Von Dr. Ludwig Bendix, Rechtsanwalt 
in Berlin. Industrie-Verlag Spaeth & Linde, Berlin C 2: 
1919. Preis AM 2,—. 


Randbemerkungen vou Georg Hermann. Berlin 1919. 
Verlag von Egon Fleischel & Co. Preis # 4,— geh., 
M 6.— geb. 
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Verantwortlich für den redaktionellen Teil G. Friedmann-Charlettenburg. 
* 


Anzeigen des Plutus. a 


Liste der im Rechnungsjahr 1918 für kraftlos er- 
klärten Reichsschuldverschreibungen und Reichs- 
schatzanweisungen. 


I. 5proz. Anleihe des Deutschen Reiches. 


Von 1914: Lit. A zu 5000 M.: Nr. 22 320. Lit. B 
zu 2000 M.: Nr. 45504, 45505. Lit. C zu 1000 M.: 


Nr. 687455. Lit. D zu 500 M.: Nr. 228261. Lit. E 
zur 200 M.; Nr. 53 941, 33945. its G zu 100 N. 
Nr. 53352, 139 841, 139 842, 385 344, 387 562, 387 563. 


— Von 1915 Januar-Juli-Zinsen: Lit. B zu 2000 M.: 
Nr. 339 020, 366 402, 366 403, 412 587, 497 525, 834 040. 


Lit. C zu 1000 M.: Nr. 909 879, 972 126, 1 228 122, 
1 485 803, 2 066 603, 2 168 809, 2191001, 2221118, 
2 526 188 bis 2 526 190, 2 632 931, 2 694 169, 2 694170. 


Lit. D zu 
1 003 409, 


500 M.: Nr. 602 158, 632794, 756 856, 961 711, 

2 292, s, 101600817 IMG SO, 
Te e 118305387 1.270093, EN eg eee 
1388678, 1406924. Lit. E zu 200 M.: Nr. 497901, 
520 897, 669 048, 786462, 786 463, 859937, 1293 918. 
Lit. G zu 100 M.: Nr. 645 888, 651 898, 667 217, 770 727, 
871703, 1 332338 bis 1332340. — Von 1915 April- 
Oktober-Zinsen: Lit. A zu 5000 M.: Nr. 493142. Lit. B 
zu 2000 M.: Nr. 1 122 143, 1 539 922. Lit. C zu 1000 M.: 
Nr. 3 638 383, 3 640 873, 3 707 624, 3 707 625, 3 723 199, 


3757 256, 3 833 868, 3 872 325, 3 935 055, 4115953, 
4115954, 4178 366, 4178 367, 4360771, 4 563 223, 
4.844 845, 4995909, 5 483 471, 5 483 472, 5 515 039, 


5 647 572 bis 5 647 578, 5655 852, 5 705 503. Lit. D zu 
500 M.: Nr. 2064143, 2 151 589, 2 417 612, 2 536 496, 
2 571 672, 2 601 609, 2 602 511, 2 626 154, 2 688 527, 


2 985 887, 2 998 521, 3029270, 3 264 230, 3487499, 
3508 995 bis 3 508 997. Lit. E zu 200 M.: Nr. 2 121 488. 
2 121 491, 2148 742, 2 168 593, 2168594, 2 322 303, 
2449017, 2449018, 2 659 471, 2812 635, 2 842 373, 
2842 374, 2883 845, 2883 846, 2913392, 3043 662 


3144402, 3 144 403, 3155225, 3 178 370, 3178371, 
3346 374, 3 346 375, 3 539 284 bis 3 539 286. Lit. G zu 
100 M.: Nr. 2 039 039, 2039 040, 2 604 079, 2 608 721, 


2 676 667, 2 688 688, 2 763 095, 2 823 492, 3025761, 
D480, 138 987, 3183 725, 3310046, 3335 388, 
3 350 153, 3 460 328, 3 469 466, 3 657 186. — Von 
1916 Januar-Juli-/insen: Lit. FP zu 10 000 M.: 


Nr. 333 110, 373 024, lit. A zu 5000 M.: Nr. 1 067 985, 
Lit. B zu 2000 M.: Nr. 2094290, 2 307 634. Lit. © 
zu 1000 M.: Nr. 7041 739, 7 097 218, 7 097 219, 7 203 865 
bis 7 203 869. 7 735 377, 7839890, 7 839 891, 8 007 125, 
8 076 127, 8 289 064 bis 8 289 068, 8 531341, 8 606 875, 
8 606 876, 8 709 192. Lit. D zu 500 M.: Nr. 4 402 205, 
4109015, 4 583 471 bis 4583173, 4661121, 4 666 505, 


4 788 745, 4788746, 4810425, 4924371, 6 060 919, 
5075 836, 5 079 685, 5 088 123, 5088124, 5113 246, 
5 223 938, 5276913, 5 276 914, 5 306 093. 5 306 094. 
Lit. E zu 200 M.: Nr. 4057 955, 4 194 073 bis 4 194 076. 


4295686 bis 4 295 690, 4 314 143, 4 329 443, 4381 826, 


4 488 135, 4519776, 4519778 bis 4 519 780, 4 624 330, 
470730 bis 4704732, 4 960 096. 4 960 097, 5016011, 
5016 367, 5 076 669, 5079044, 5 177 342 bis 3177 344, 
, SOLID TIL UNDREY 
Nr. 4592637, 4611216, 4614201, 4633798, 4655 517, 
4805551 bis 4805553, 4830966, 4861618 bis 
4864652, 4872119, 4891126, 4894 127, 4 991 153, 


5 113 106. 5 365 519, 5371060 bis 3 371 062, 5503 289, 
3 503 291, 5 503 301, 5 590 858, 6074307, 6074308, 
6114161, 6 170 465, 6 234033, 6 313 752, 6 541 052, 
6 630 804 bis 6 630 808. — Von 1916 Kpril-Oktober- 
Zinsen: Lit. A zu 5000 M.: Nr. 1 383 557. Lit. B 
zu 2000 M.: Nr. 2 634 481, 2 688 436. Lit. C zu 1000 
Mark: Nr. 9007208, 9 122 108, 9 219 357, 9 221 906, 
9 270 792, 9612804. Lit. D zu 500 M.: Nr. 3 616024, 
5 743 972, 5757179, 5 757 336, 5839101, 3 989 613. 
6250 973, 6 295 267, 6 327 187, 6 472 470, 6612421. 
lat. IE zu 200 M.: Nr. 5 674 292, 5930 851, 6 312 265, 
6545 164. Lit. G. zu 100 M.: Nr. 6 925 502, 704 473, 
7 381 868, 7 494 213, 7 810 232, 7 897 346. — Von 1917 
Januar-Juli-Zinsen: Lit, B zu 2000 M.: Nr. 3 392 902 


bis 3292911. Lit. C zu 1000 M.: Nr. 11 185 334, 
11 301 923 bis 11301932, 11392877, 11575 699, 


11 575 700. Lit. D zu 500 M.: Nr. 6898879, 7 080 148, 
7.436751, 7605115 bis 7 605 118. Lit. E zu 200 M.: 


Veren:wortlicun für die tenprix „Aus der Geschäftswelt“ und (Ur den Inseratenteil Röse Louis, Neukölln = 


Nr. 6 934 362, 7 133 098, 7329890, 7 399 717, 7 399 719 
bis 7 399 722. Lit. G zu 100 M.: Nr. 8 695 309, 8 789 923, 
9 074 361, 9 561 068, 9 858 136, 10 133 215 bis 10 133 219, 
10 323 457, 10 382 345. 

II. 4proz. Anleihe des Deutschen Reiches. » 

Von 1908: Lit. © zu 1000 M.: Nr. 30510. Lit. K 
zu 200 M.: Nr. 72046 bis 72 048. 

III. 31/proz. Anleihe des Deutschen Reiches. 

Von 1885: Lit. © zu 200 M.: Nr. 4 532. Von 
1887: Lit. D zu 500 M.: Nr. 11671, 46 975, 46 977, 
53 607, 58648. Lit. E zu 200 M.: 17 982, 23 811, 28 677, 
67 027 bis 67 039, 80 553. — Von 1888: Lit. C zu 1000 
Mark: Nr. 92 425. Lit. D zu 500 M.: Nr. 29 050. Lit. E 
zu 200 M.: Nr. 10 321, 93470. — Von 1905. 1906 
Januar-Juli-Zinsen: Lit. © zu 1000 M.: Nr. 161 664, 
161 665, 161 667, 161 669, 230 309. 


IV. 3proz. Anleihe des Deutschen Reiches. 

Von 1891. 1892: lit. D zu 500 M.: Nr. 86 580. 
Lit. Il zu 200 M.: Nr. 99315, 257 800, 260100. — Von 
1894: Lit. D zu 500 M.: Nr. 225 366. Lit. B zu 
200 M.: Nr. 321 284. Von 1898: Lit. D zu 500 M.: 
Nr. 266006 bis 266 015. 


V. Auslosbare 5proz. Schatzunweisungen des Deutschen 
Reiches. 

Von 1914: Serie IX Lit. G zu 2000 M.: Nr. 116 418. 
Serie X Lit. II zu 1000 M.: Nr. 319741. — Von 1915: 
Serie I Lit. II zu 1000 M.: Nr. 188 293. 

VI. Auslosbare 41/,proz. Schatzanweisungen 
Deutschen Reiches. 

Von 1916: Serie I Lit. J zu 500 M.: Nr. 306 502 
bis 306 501, Serie III Lit. J zu 500 M.: Nr. 324 838. 
Serie V Lit. J zu 500 M.: Nr. 353 767. Serie V 
Lit. M zu 200 M.: Nr. 259 463. Serie VI Lit. N zu 
100 M.: Nr. 330647. Serie IX Lit. H zu 1000 M.: 
Nr. 755535. Serie X Lit. M zu 200 M.: Nr. 301 741. 
Von 1917: Gruppe 764 Lit. II zu 1000 M. 
Nr. 1 092 627. 

VII. Unverzinsliche Schatzanweisungen des Deutschen 
Reiches. 

Von 1917 (fällig am 29. September 1917): Serie 
e it e zu eee 2 SEE 

Berlin, den 12. Mai 1919. 


des 


I. Konsolidierte 4proz. Staatsanleihe. 
Von 1908: Lit. © zu 1000 M.: Nr. 991.555, 994 556, 
Konsolidierte 3½ (vormals 40) proz. Staatsanleihe. 
Von 1882: Lit. C zu 1000 M.: Nr. 286 698, 294 661, 


II. 


294 662, lab. c zu 800 M, Nr ii, ar Dez 
500 M.: Nr. 320 266. Lit. P zu 200 M.: Nr. 185 674, 
242 183. — Von 1883: Lit. © zu 1000 M.: Nr. 394 928. 
Lit. EH zu 150 M.: Nr. 1662, — Von 1881: Lit. & 
zu 1000 M.: Nr. 581 806. Lit. F zu 200 M.: Nr. 330 860. 
Lit. f i 1502 Me: N ie Von ASS Akt. TE 
zu 300 II.: Nr. 1010820, 1 025 295. — Von 1894: 
Tit ere 
III. Konsolidierte 3½% proz. Staatsanleihe. 
Von 1885: Lit. B zu 2000 M.: Nr. 898. — Von 


1887. 1888. Lit. © zu 1000 M.: Nr. 97 373, 110 495. 
itt D zu 30 M.: N Ian 200% d O ee 
169 888. Lit. E zu 300 M.: Nr. 115 495, 124 577 bis 
124583, 124 585, 128 155, 185544, 155 198. Lit. I zu 
200 M.: Nr. 40014. 58 981. Von 1890: Lit. # 
zu 200 M.: Nr. 178903. Von 1905. 1906. Lit. F zu 
200 M.: Nr. 128 180. Lit. J zu 100 M.: Nr. 63581. 

IV. Konsolidierte 3proz. Staatsanleihe. 

Von 1891: Lit. E zu 200 M.: Nr. 10 454. 
1892 — 1894: Lit. D zu 500 M.: Nr. 110221. — Von 
1895. 1896. 1898: Lit. D zu 500 M.: Nr. 175 707. 
V. Auslosbare Aproz. Preußische Schatzunweisungen 

von 1914. Erste Ausgabe: 

Serie XV Lit. D zu 5000 M.: Nr. 14 377. Serie XV 
Lit. la zu 2000 M.: Nr. 29 100 bis 29 102. Serie XV 
Lit. F zu 1000 M.: Nr. 44 699. $ 
VI. Vormals Kurhessische Prämienscheine von 181. 

Serie 1048 zu 20 Taler: Nr. 26193 II. Abteilung: 

VII. 3½ broz. Prioritäts-Obligation. ` 

III. Serie der Bergisch-Märkischen Hisenbahn. 

Nr. 115 143 zu 100 Taler. 

Berlin, den 8 Mai 1919. 

Preußische Kontrolle der Staaispapiere. 
Hahn WLübceke Petersen. 


— — — 


— Von 


